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Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Übereinkommen vom 6. November 1992 

über den Beitritt der Griechischen Republik 

zu dem Schengener Übereinkommen vom 19. Juni 1990 

(Gesetz zum Beitritt der Griechischen Republik zum Schengener Übereinkommen) 


A. Zielsetzung 

Das Schengener Übereinkommen vom 19. Juni 1990 regelt die voll- 
ständige Aufhebung aller Personenkontrollen an den Binnengrenzen 
der Vertragsstaaten sowie die Ausgleichsmaßnahmen, die notwendig 
sind, damit Sicherheitseinbußen durch den Verzicht auf Grenzkon- 
trollen im Interesse der Bürger nicht entstehen. In Artikel 140 sieht das 
Übereinkommen vor, daß jeder Mitgliedstaat der Europäischen Ge- 
meinschaft diesem Übereinkommen beitreten kann. Der Beitritt wird in 
einem Übereinkommen zwischen diesem Staat und den Vertrags- 
parteien geregelt. Die Italienische Republik, das Königreich Spanien 
und die Portugiesische Republik sind dem Übereinkommen bereits 
beigetreten. Mit dem am 6. November 1992 Unterzeichneten Überein- 
kommen ist die Griechische Republik dem Übereinkommen von 1990 
beigetreten. 

B. Lösung 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf sollen die Voraussetzungen 
für die Ratifizierung des Übereinkommens vom 6. November 1992 
geschaffen werden. Es bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes als Voraussetzung für die Hinterlegung der 
Ratifikationsurkunde der Mitwirkung der gesetzgebenden Körper- 
schaften in Form eines Bundesgesetzes. 

C. Alternativen 


Keine 
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D. Kosten 

Zusätzliche Kosten entstehen in Höhe der erforderlichen Aufwendun- 
gen für räumliche Veränderungen in den von den Schengen-Organen 
benutzten Gebäuden sowie durch die Einstellung von griechischem 
Personal bei den Schengen-Organen. Dem Bund werden durch den 
Beitritt Mehrkosten für das Schengen-Sekretariat von ca. 120 000 DM 
entstehen. Für das Schengener Informationssystem ist der Beitritt 
kostenneutral. Inwieweit der Beitritt sich kostenmäßig auf andere 
Ausgleichsmaßnahmen auswirkt, ist zur Zeit noch nicht bezifferbar. 


2 




Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 1 2/8048 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (32) - 680 17 - Sehe 15/94 (NA 4) Bonn, den 22. Juni 1994 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 6. November 1992 über den 
Beitritt der Griechischen Republik zu dem Schengener Übereinkommen vom 
19. Juni 1990 (Gesetz zum Beitritt der Griechischen Republik zum Schen- 
gener Übereinkommen) mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 668. Sitzung am 29. April 1994 gemäß Arti- 
kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie 
aus Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf 


Gesetz 

zu dem Übereinkommen vom 6. November 1992 
über den Beitritt der Griechischen Republik 
zu dem Schengener Übereinkommen vom 19. Juni 1990 
(Gesetz zum Beitritt der Griechischen Republik zum Schengener Übereinkommen) 


Vom 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem folgenden Übereinkommen wird zugestimmt: 

dem in Madrid am 6. November 1992 von der Bundesrepublik Deutschland 
Unterzeichneten Übereinkommen über den Beitritt der Griechischen Republik zu 
dem am 19. Juni 1990 in Schengen Unterzeichneten Übereinkommen zur Durch- 
führung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den 
Regierungen der Staaten der BENELUX-Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Republik betreffend den schrittweisen Abbau 
der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen (BGBl. 1993 II S. 1010), dem die 
Italienische Republik mit dem am 27. November 1990 in Paris Unterzeichneten 
Übereinkommen sowie die Portugiesische Republik und das Königreich Spanien 
mit den am 25. Juni 1991 in Bonn Unterzeichneten Übereinkommen beigetreten 
sind (BGBl. 1993 II S. 1902), sowie der Gemeinsamen Erklärung über die 
kurzfristigen Maßnahmen nach Titel I des Übereinkommens vom 14. Juni 1985 
und den in der Schlußakte vom 6. November 1992 enthaltenen Erklärungen. 

Das Übereinkommen mit der Schlußakte und der Gemeinsamen Erklärung über 
die kurzfristigen Maßnahmen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach seinem Artikel 6 Abs. 2 Satz 1 
für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 
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Begründung 

I. Allgemeines 

Am 14. Juni 1985 haben die Regierungen der BENELUX-Staaten, Frankreichs 
und der Bundesrepublik Deutschland in dem luxemburgischen Ort Schengen ein 
Übereinkommen geschlossen, das an den gemeinsamen Binnengrenzen dieser 
Staaten den Abbau der Personenkontrollen und der Kontrollen des mit dem 
Personenverkehr verbundenen Warenverkehrs mit dem Ziel einer vollständigen 
Beseitigung der Kontrollen vorsieht. Ziel des am 19. Juni 1990 in Schengen 
Unterzeichneten Übereinkommens, dem der Bundestag am 17. Juni 1993 und der 
Bundesrat am 9. Juli 1993 in der Form eines Bundesgesetzes zugestimmt haben 
(BGBl. 1993 II S. 1010), ist es, in Europa einen Raum ohne Binnengrenzen zu 
schaffen, ohne daß Sicherheitseinbußen entstehen. Zu diesem Zweck sieht das 
Übereinkommen vom 19. Juni 1990 zahlreiche Ausgleichsmaßnahmen vor. In 
Artikel 140 sieht das Übereinkommen vor, daß jeder Mitgliedstaat der Europäi- 
schen Gemeinschaft diesem Übereinkommen beitreten kann. Der Beitritt wird in 
einem Übereinkommen zwischen diesem Staat und den Vertragsparteien ge- 
regelt. Bereits beigetreten sind dem Übereinkommen von 1990 Italien am 
27. November 1990 sowie Spanien und Portugal am 25. Juni 1991. Das Zustim- 
mungsgesetz zu den Beitrittsübereinkommen wurde vom Bundestag ebenfalls 
am 17. Juni 1993 beschlossen. Am 6. November 1992 ist Griechenland dem 
Übereinkommen beigetreten. 


II. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel 1 

Auf das Übereinkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
Anwendung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Absatz 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Abs. 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Übereinkommen über den Beitritt nach 
seinem Artikel 6 Abs. 2 Satz 1 für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


III. Schlußbemerkung 

Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das 
Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 


6 




Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/8048 


Übereinkommen 

über den Beitritt der Griechischen Republik 
zu dem am 19. Juni 1990 in Schengen Unterzeichneten Übereinkommen 
zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 
zwischen den Regierungen der Staaten der BENELUX-Wirtschaftsunion, 
der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, 

dem die Italienische Republik 

mit dem am 27. November 1990 in Paris Unterzeichneten Übereinkommen 
sowie die Portugiesische Republik und das Königreich Spanien 
mit den am 25. Juni 1991 in Bonn Unterzeichneten Übereinkommen beigetreten sind 

Accord d’Adhesion 
de la Republique hellenique 

ä la Convention d’application de I’ Accord de Schengen du 14 juin 1985 
entre les Gouvernements des Etats de l’Union economique Benelux, 
de la Republique föderale d’Allemagne et de la Republique fran$aise 
relatif ä la suppression graduelle des contröles aux frontieres communes 
signöe ä Schengen le 19 juin 1990, ä laquelle ont adhere 
la Röpublique italienne par l’Accord signö ä Paris le 27 novembre 1990 
et le Royaume d’Espagne et la Röpublique portugaise 
par les Accords signes ä Bonn le 25 juin 1991 

Zojx<|)covta ripooxcopi'lcreG*; 
t n<; EAlr|viicfj<; AruxoKpaxfaq 

axq Z'öpßaoq E^apjxoyfj«; xrjc; cai6 I4r\q Ioovtoo 1985 rujx<t>cüv(a<; xoo Schengen 
IxEta^O xcov K\)ßepvi^aeo)v xtov Kpaxcbv xr\q Oikovoixiki^ Evtöaeax; Benelux, 
xr|<; Oixoo7tov8iaKfj<; ArjjxoKpaxia^ xn<; rEpjxavtac; Kai xrj<; raMxKfjt; Ar|jxoKpax{a<; 
g/exikA jxe xrj axa8iaicf| KaxApyr|an xcov eX^yxcov axa koivA crövopa, 
r| OTtofa DitEpA^q axo Schengen xqv 19rj Iouvtou 1990, oxqv 07to(a 7ipoG£x<&priGav 

rj IxaXiKl'j AqpoKpaxfa |XE Zupxjjcovta, 
r| 07to(a -U 7 t£YpA(j)ri axo Ilapfai xr|v 27t| NoEjißpfou 1990 
Kai xo Baalteio xr|<; lG7tav(a<; Kai t| AtijxoKpaxta tt|q nopxo'yaMat; 
jxe Ii)|x<J>covte<;, oi orcote«; oitEypA^qaav axr| Bövvrj xrjv 25r| Ioovloo 1991 


Das Königreich Belgien, die Bundesrepu- 
blik Deutschland, die Französische Repu- 
blik, das Großherzogtum Luxemburg und 
das Königreich der Niederlande, Vertrags- 
parteien des am 19. Juni 1990 in Schengen 
Unterzeichneten Übereinkommens zur 
Durchführung des Übereinkommens von 
Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den 
Regierungen der Staaten der BENELUX- 
Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Repu- 
blik betreffend den schrittweisen Abbau der 


Le Royaume de Belgique, la Röpublique 
föderale d’Allemagne, la Röpublique fran- 
gaise, le Grand-Duchö de Luxembourg et le 
Royaume des Pays-Bas, Parties de la 
Convention d’application de l’Accord de 
Schengen du 14 juin 1 985 entre les Gouver- 
nements des Etats de l’Union öconomique 
Benelux, de la Röpublique föderale d’Alle- 
magne et de la Röpublique frangaise relatif 
ä la suppression graduelle des contröles 
aux frontiöres communes signöe ä Schen- 
gen le 19 juin 1990, ci-aprös dönommöe «la 


To BaafXao xou Betyfou, r| Opoarcov- 
SiaKl'j AripotcpaxCa rr\q Teppavfaq, rj TaX- 
Xucfj ArjpoKpaxfa, xo MetÄXo AoukAxo xou 
A ou^epßotipTOu Kai xo BaafXeio xcov Käxco 
Xcopd)v, piprj vr\q ZupßAaeax; e^appoyite 
xr\q Xuptjjcovfcu; xou Schengen xr\q 14tjq Iou- 
vfou 1985 pexa^ti xcov KußepWjaecov xcov 
Kpaxcbv vf\q OiKovopiKtfjq Evcbaecog Bene- 
lux, xr\q Opoa7iov5iaic^q ArjpoKpaxCag zr\q 
reppavfag tcai vr\q FaXXxycf\q AqpoKpaxCaq 
oxexikö pe xt| axa8iaicfl KaxdtpYrjaii xcov 
eXöyxcov axa koivö ativopa, rj orcofa utue- 
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Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, 
nachfolgend „das Übereinkommen von 
1990“ genannt, und die Italienische Repu- 
blik, die dem Übereinkommen von 1990 mit 
dem am 27. November 1990 in Paris Unter- 
zeichneten Übereinkommen beigetreten ist, 
sowie die Portugiesische Republik und das 
Königreich Spanien, die dem Übereinkom- 
men von 1990 mit den am 25. Juni 1991 in 
Bonn Unterzeichneten Übereinkommen bei- 
getreten sind, einerseits 

und die Griechische Republik anderer- 
seits 

angesichts der Unterzeichnung am sech- 
sten November neunzehnhundertzweiund- 
neunzig in Madrid des Protokolls über den 
Beitritt der Regierung der Griechischen Re- 
publik zu dem Übereinkommen von Schen- 
gen vom 14. Juni 1985 zwischen den Re- 
gierungen der Staaten der BENELUX-Wirt- 
schaftsunion, der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Französischen Republik be- 
treffend den schrittweisen Abbau der Kon- 
trollen an den gemeinsamen Grenzen, in 
der Fassung des am 27. November 1990 in 
Paris Unterzeichneten Protokolls über den 
Beitritt der Regierung der Italienischen Re- 
publik sowie der am 25. Juni 1991 in Bonn 
Unterzeichneten Protokolle über den Beitritt 
der Regierungen der Portugiesischen Re- 
publik und des Königreichs Spanien, 


gestützt auf Artikel 140 des Übereinkom- 
mens von 1990, sind wie folgt übereinge- 
kommen: 


Artikel 1 

Durch dieses Übereinkommen tritt die 
Griechische Republik dem Übereinkommen 
von 1990 bei. 


Artikel 2 

(1) Für die Griechische Republik sind die 
Beamten nach Artikel 40 Absatz 4 des 
Übereinkommens von 1990: die Polizei- 
beamten der „EM.qvncfj Aoxovopfa“ und 
des „AipeviKÖ 2tf>pa‘\ im Rahmen ihrer 
Kompetenzen, sowie unter den in geeigne- 
ten bilateralen Vereinbarungen nach Artikel 
40 Absatz 6 des Übereinkommens von 
1990 festgelegten Bedingungen in bezug 
auf ihre Befugnisse im Bereich des uner- 
laubten Verkehrs mit Betäubungsmitteln, 
des unerlaubten Handels mit Waffen und 
Sprengstoffen und des unerlaubten Ver- 
kehrs mit giftigen und schädlichen Abfällen, 
die der Zollverwaltung zugeordneten Be- 
amten. 


(2) Für die Griechische Republik ist die 
Behörde nach Artikel 40 Absatz 5 des Über- 
einkommens von 1990: „AtetiOovoq AieB- 
voö<; Aoxovopudta lovepTaafaq xoo 
Yrto'upYEfo'u Aqpoofaq Td^eax;“. 


Convention de 1990», ainsi que la Röpubli- 
que italienne qui a adhörö ä la Convention 
de 1990 par PAccord signö ä Paris le 
27 novembre 1 990 et le Royaume d’Espagne 
et la Röpublique portugaise qui ont adhörö 
ä la Convention de 1990 par les Accords 
signös ä Bonn le 25 juin 1991, d’une pari, 


et la Röpublique hellönique, d’autre pari, 


eu egard ä la signature, intervenue ä 
Madrid le 6 novembre mil neuf cent qua- 
tre-vingt-douze, du Protocole d’adhösion du 
Gouvernement de la Republique hellönique 
ä PAccord de Schengen du 14 juin 1985 
entre les Gouvernements des Etats de 
l’Union öconomique Benelux, de la Röpubli- 
que födörale d’Allemagne et de la Röpubli- 
que frangaise relatif ä la Suppression gra- 
duelle des contröles aux frontiöres com- 
munes, tel qu'amendö par le protocole d’a- 
dhösion du Gouvernement de la Röpubli- 
que italienne signö ä Paris le 27 novembre 
1990 et les Protocoles d’adhösion du 
Royaume d’Espagne et de la Röpublique 
portugaise signös ä Bonn le 25 juin 1991, 


Se fondant sur Particle 140 de la Conven- 
tion de 1990, 

sont convenus de ce qui suit: 

Article premier 

Par le präsent Accord, la Röpublique hel- 
lönique adhöre ä la Convention de 1990. 


Article 2 

1 . Les agents vises ä l’article 40 paragra- 
phe 4 de la Convention de 1 990 sont, en ce 
qui conceme la Röpublique hellönique: le 
personnel policier de P „EXXqviKfj Aon>- 
vopfa“ et le „AipeviKÖ Ecöpa“, chacun selon 
ses compötences, ainsi que, dans les 
conditions fixöes par accords bilatöraux ap- 
propriös visös ä Particle 40 paragraphe 6 de 
la Convention de 1990, en ce qui conceme 
ieurs attributions touchant au trafic illicite de 
stupöfiants et substances psychotropes, au 
trafic d’armes et d’explosifs et au transpori 
illicite de döchets toxiques et nuisibles, les 
fonctionnaires döpendant de PAdministra- 
tion des douanes. 


2. L’autoritö visö ä Particle 40 paragraphe 
5 de la Convention de 1990 est, en ce qui 
conceme la Röpublique hellönique: „Aieö- 
0ovoq Aie8vo<x; Aoxovopncifc Iovep?oof cu; 
xoo YiioopTefoo Aqpoafaq Td^eco^“. 


7p(5wjyr| oxo Schengen tt|v 19q Ioovfoo 1990, 
oto KaXotipevq „q Ltipßaoq xoo 1990“ 
Ka0cbq Kai q IxocXuci^ AqpoKpaxfa, q oTtofa 
7tpoaEx<5>pqae oxqv Itipßacrq xoo 1990 pe 
Iop<{>covfa q OTiofa OTceypöttiq oxo flapfai 
xqv 27q Noepßpfoo 1990 Ka0(ix; Kai xo Ba- 
ofXeio xqq Ionavfa^ Kai q AqpoKpaxfa xq<; 
nopxoTTxXfaq Tioo 7ipoox<öpqoav oxqv 
Itipßaaq xoo 1990 pe oop^covfeq oi orcofeq 
07re7pö<()qaav axq Böwq xqv 25q Ioovfoo 
1991, a<j)’evö(; t 

Kai q EXXqvuct^ AqpoKpaxfa, a^’exöpoo, 


Aapßdvovxag oTi’öyq xqv 07i0Ypa4>fj, q 
oTwfa öXaße x<ty>a axq MaSpfxq xqv 6q 
Noepßpfoo 1992, xoo npcüxoKÖXXoo 7ipo- 
oxcopfiaeax; xqq KoßepvfjoEG*; xqq EXAq- 
vi Kf\q AqpoKpaxfa«; oxq lopcjwovfa xoo 
Schengen xq<; 14q<; Ioovfoo 1985 pexa^ö 
xcov Koßepvfjoecov xcov Kpaxdbv xqq Oiko- 
vopucifc Evrijoeox; Benelux, xqq Opoarcov- 
Öiaicfjq AqpoKpaxfa«; xqq Teppavfa«; Kai xq«; 
raXX.iKfj<; AqpoKpaxfa«; oxexiKd pe xq oxa- 
8iaicfj Kaxdpyqoq xcov eXöyxcov oxa Koivd 
aövopa, gx; xpoTioTtoi^Oqice a7iö xo Hpcüxö- 
koäAo Ttpooxcopfjoecoq xq«; KoßepvfjoEGx; 
xqq IxaXiKlte AqpoKpaxfag tcoo 07i£7pd4>q 
oxo IlapCoi xqv 27q Noepßpfoo 1990 Kai 
an6 xa npcoxÖKoXXa npooxcopfjoecoq xoo 
BaaiXefoo xq«; IoTravfac; Kai xqq AqpoKpa- 
xfa«; xq«; riopxoyaXfa«;, xa onoia OTre^pdijrrj- 
oav oxq Böwq 

Bdoei xoo dpGpoo 140 xq<; lopßdOEGx; 
xoo 1990, 

oove^djvqoav xa aKÖXooOa: 

ÄpOpo 1 

Me xqv Tcapoöoa Iopc|)CDv(a q EXAqviicfj 
AqpoKpaxfa Ttpoaxcopef oxq löpßaoq xoo 
1990. 

ÄpOpo 2 

1. Ta öpyava rcoo ava<f)^povxai oxo dp- 
Opo 40 7capd-ypac{)oc; 4 xqg lopßdoeox; xoo 
1990 efvai, öoov a^opd xqv EXXqvucfj 
AqpoKpaxfa: xo aoxovopiKÖ TcpoocoTciKÖ 
xqq EAAqviKfj«; Aoxovopfa«; Kai xa öpTava 
xoo AipeviKoö Xcöpaxo^, avdXoya pe xk; 
appo8iöxqxö<; xoo<^ öx; eTrfoqq, oöp<|)cova pe 
xi<; TipooTioOöOEu; tcoo KaOopC^ovxai pe oo- 
va<|)e(<; 8ipepe(<; oop<|K0v(e^ tcoo ava^pov- 
xai oxo dpöpo 40 7iapdypa<jK)<; 6 xqq 
lopßdoeüx; xoo 1990, öoov aijiopö xa KaOfj- 
Kovxd xooq oxexiKd pe xqv napdvopq 8ia- 
Kfvqoq vapKtimKCÖv Kai lyoxoxpÖTccov oo- 
oidjv, pe xo epjiöpio ötiXcov koi eKpqKxiKcöv 
Kai xqv 7iapdvopq pexa4>opd xo^ikcöv koi 
ßXaßepcbv aTioß^xcov, oi OTcdXXqXoi oi 
o7co(oi o7id7ovxai oxqv TeXcoveiaicfi YTrq- 
peaCa. 

2. H apx^l 7 too avaö^pexai oxo dp0po 40 
7tapdypa4>CK; 5 xq<; lopßdoeox; xoo 1990 
efvai, öoov a4>opd xqv EXXqviKfj Aqpo~ 
Kpaxla: q Aie60ovoq AieOvoöq Aoxovo- 
piKlfe Iovep 7 «o(a<; xoo YTtoopTefoo Aqpo- 
afou; Td^eox^ 
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Artikel 3 

Für die Griechische Republik ist das nach 
Artikel 65 Absatz 2 des Übereinkommens 
von 1990 zuständige Ministerium: das Ju- 
stizministerium. 


Artikel 4 

In den Beziehungen zu den Vertragspar- 
teien des Übereinkommens von 1 990 wird 
die Griechische Republik die von ihr zu den 
Artikeln 7, 18 und 19 des Europäischen 
Auslieferungsübereinkommens vom 13. De- 
zember 1957 angemeldeten Vorbehalte 
nicht anwenden. 

Artikel 5 

In den Beziehungen zu den Vertragspar- 
teien des Übereinkommens von 1 990 wird 
die Griechische Republik die von ihr zu den 
Artikeln 4 und 1 1 des Europäischen Über- 
einkommens über Rechtshilfe in Strafsa- 
chen vom 20. April 1 959 angemeldeten Vor- 
behalte nicht an wenden. 


Artikel 6 

(1) Dieses Übereinkommen bedarf der 
Ratifikation, Annahme oder Genehmigung. 
Die Ratifikations-, Annahme- oder Geneh- 
migungsurkunden werden bei der Regie- 
rung des Großherzogtums Luxemburg 
hinterlegt; diese notifiziert allen Vertrags- 
parteien die Hinterlegung. 

(2) Dieses Übereinkommen tritt in Kraft 
am ersten Tag des zweiten Monats nach 
Hinterlegung der Ratifikations-, Annahme- 
oder Genehmigungsurkunden durch die 
Staaten, in denen das Übereinkommen von 
1990 in Kraft getreten ist, und durch die 
Griechische Republik. 

Für die übrigen Staaten tritt das Überein- 
kommen am ersten Tag des zweiten Mo- 
nats nach Hinterlegung ihrer Ratifikations-, 
Annahme- oder Genehmigungsurkunden in 
Kraft, sofern dieses Übereinkommen ge- 
mäß den Bestimmungen des vorhergehen- 
den Absatzes in Kraft getreten ist. 

(3) Die Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg notifiziert allen Vertragsparteien 
das Datum des Inkrafttretens. 


Artikel 7 

(1) Die Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg übermittelt der Regierung der 
Griechischen Republik eine beglaubigte Ab- 
schrift des Übereinkommens von 1990 in 
deutscher, französischer, italienischer, 
niederländischer, portugiesischer und spa- 
nischer Sprache. 

(2) Der Wortlaut des Übereinkommens 
von 1 990 in griechischer Sprache ist diesem 
Übereinkommen beigefügt und ist gleicher- 
maßen verbindlich wie der Wortlaut des 
Übereinkommens von 1990 in deutscher, 


Article 3 

Le ministere competent visä ä l’article 65 
paragrahe 2 de la Convention de 1 990 est, 
en ce qui conceme la Räpublique helläni- 
que: le Ministäre de la Justice. 


Article 4 

Pour les besoins de l’extradition entre les 
Parties Contractantes de la Convention de 
1990, la Räpublique heliänique n'appiiquera 
pas les räserves qu’elle a formuläes au 
sujet des articles 7, 18 et 19 de la Conven- 
tion europäenne d’extradition du 13 däcem- 
bre 1957. 


Article 5 

Pour les besoins de Pentraide judiciaire 
en matiäre penale entre les Parties Contrac- 
tantes de ia Convention de 1990, la Repu- 
blique heliänique n’appiiquera par la räser- 
ve quelle a formulee au sujet des articies 4 
et 11 de la Convention europäenne d’en- 
traide judiciaire en matiere pönale du 20 
avril 1959. 


Article 6 

1. Le present Accord sera soumis ä rati- 
fication, approbation ou acceptation. Les 
Instruments de ratification, d’approbation ou 
d’acceptation seront däposäs aupres du 
Gouvernement du Grand-Duchä de 
Luxembourg; celui-ci notifie le depöt ä tou- 
tes les Parties Contractantes. 

2. Le present Accord entrera en vigueur le 
Premier jour du deuxiäme mois qui suit le 
depöt des instruments de ratification, d’ap- 
probation ou d’acceptation par les Etats 
pour lesquels la Convention de 1990 est 
enträe en vigueur et par la Räpublique hel- 
länique. 

A l’ägard des autres Etats, le present Ac- 
cord entrera en vigueur le premier jour du 
deuxieme mois qui suit le däpot de leurs 
instruments de ratification, d’approbation ou 
d'acceptation, pour autant que le present 
Accord soit enträ en vigueur conformäment 
aux dispositions de l’alinäa precedent. 

3. Le Gouvernement du Grand-Duchä de 
Luxembourg notifie la date de l’enträe en 
vigueur ä chacune des Parties Contractan- 
tes. 


Article 7 

1. Le Gouvernement du Grand-Duchä de 
Luxembourg remet au Gouvernement de ia 
Räpublique heliänique une copie certifiee 
conforme de la Convention de 1990 en lan- 
gues allemande, espagnole, frangaise, ita- 
lienne, näerlandaise et portugaise. 

2. Le texte de la Convention de 1990, 
ätabli en langue grecque, est annexä au 
präsent Accord et fait foi dans les mämes 
conditions que les textes de la Convention 
de 1990 etablis en langues allemande, es- 


Äp0po 3 

To appööio orcoupTdo nox> ava<|>£p£Tai 
crco ÄpOpo 65 mpAypa<f>o<; 2 xq<; iDpßAoEox; 
tot) 1990 elvai 71a xqv EXXqvucfj Aqpo- 
KpaxCa: xo YrcoopyEfo AiKaiootivqt;. 

ÄpOpo 4 

Tia xt<; avdyice^ xq<; ekSöoegx; pexaJ;ö tcdv 
oDpßaAÄopävcov pepibv xv<; iDpßAoEax; xoo 
1990, q EMqviKi^ AqpoKpaxla 5ev öa e<Jxxp- 
pöoei xiq em<j>oXA^a^ xi<; orcote*; Siexöjaöoe 
oxexiK A pe xa ApOpa 7, 18 koci 19 xqq Eupo- 
rcaiicita iDpßAaeox; 7tep( Ekööoeg yq xq<; 13qq 
AeKEpßploD 1957. 

ÄpOpo 5 

Ha xi<; avöy)C£<; xq<; öiKaoxiKfy; cruv- 
öpopfjq oxov itoiviKÖ xop£a pEXa^Ö XO)V 
ovpßaÄAopävcov pep&v xq<; ZoppAofiox; xod 
1990, q EÄAqvucfj Aqpoicpaxfa 5ev 0a e<j>ap- 
pöoEi xqv erci<j>6Xa£q, xqv orcola Siexörccoae 
o^exikA p£ xa ApOpa 4 Kai 1 1 xq<; Eopoo- 
ncäKf\q EupßAoeGx; AiKaoxiKf|<; Zov5pop1*i<; 
oxov jcoiviKÖ xopäa xq<; 20t\<; AnpxXiox) 
1959. 

ÄpOpo 6 

1. H Ttapoöaa ZDpcjHövfa orcÖKeixai oe 
KÖ poxrn, äyKpioq A anoboxA- Ta £yypa<|>a 
eTmcupdxTEOx;, syxploeax; A ajcoÖoxfj«; xaxa- 
xlOevxai oxqv Koßäpvqoq xod MeyAXoo 
AodkAxod xod Aou^epßoöpyoo, q ojiola 
TvcooxoTioieC xqv KaxAOEoq oe öAa xa crup- 
ßaXXöpEva p£pq. 

2. H rcapotica iDpcjxovla apxl^ei va 10 - 
XÖa xqv rcp<joxq qpäpa xod öeDXäpoo pqvö<; 
710 D okoXodOeC xqv KaxAOEoq xcov EyypA({>(ov 
ejaicüpdxjeox;, EyKploeox; A anoboxA^ £* 
p^poDQ xcov Kpaxtbv ävavxi xcdv orcofoov q 
Xöpßaoq xod 1990 £x El cxpxfoei va loxte, 
Kai xq<; EÄAqvucfi«; AqpoKpaxlaq. 

fevavxi xcov AXXoov Kpaxdbv, q jiapoöoa 
Eopcjxovfa 0a apxfoei va ioxöei xqv Ttprfyxq 
qp^pa xod SeDxäpoD pqvöq tiod aKO>iOD0e( 
xqv KaxAOEoq xcov £YypA(|>(ov £7aKDpdbo£cog 
EyKpfoEcog A arco8oxite xod<^ e^’öoov q 71a- 
poöoa oDp<|)iöv{a äxa apxioEi va loxtiei 
KaxA xiq 5iaxA^£i<; xod rcpoqyoDp^voD 
E6a<j){oD. 

3. H KDßäpvqoq xod Me^AXod AodkAxod 
xod AoD^EpßoöpyoD YVGöoxoTtoiEf xqv qpE- 
popqvfa evAp^ecoq iax<)0 <; oe KaO^va an6 
xa oupßaXXöpEva p^pq. 

ÄpOpo 7 

1. H Koß£pvqaq xod MeyA^oo AodkAxod 
xod Aoo^Epßoöpyoo SiaßißA^Ei oxqv Kd- 
ßäpvqoq xq<; EXXqvucfj«; AqpoKpaxfa<; 
aKpißä«; Kai EJUKDpcop^vo avxtypa^o xr\q 
ZdpPAoecoq xod 1990 oxq yaXXiKt'j, yeppa- 
viKfj, io7iaviKf|, ixaA.iKfj, oXXavSiKt^ Kai 
TtopTOTaXucfj yXdbooa. 

2. To KElpEvo xq<; ZDpßAoeco<; xod 1990 
oxqv eXAqvncfi yX(booa TipooapxAxai oxqv 
Tiapoöoa iDptjxovfa Kai Elvai e^(ood aD- 
Oevxikö p£ xa AXXa KEipeva xq<; ZdpPAoeox; 
xod 1990 oxq yaXXiKt^, yEppavucfj, 1071a- 
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französischer, italienischer, niederländi- 
scher, portugiesischer und spanischer 
Sprache. 


Zu Urkund dessen haben die hierzu 
gehörig befugten Unterzeichneten dieses 
Übereinkommen unterschrieben. 

Geschehen zu Madrid am sechsten No- 
vember neunzehnhundertzweiundneunzig 
in deutscher, französischer, griechischer, 
italienischer, niederländischer, portugiesi- 
scher, spanischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, in 
einer Urschrift, die bei der Regierung des 
Großherzogtums Luxemburg hinterlegt 
wird; diese übermittelt jeder Vertragspartei 
eine beglaubigte Abschrift. 


pagnole, franpaise, italienne, näeriandaise 
et portugaise. 


En foi de quoi, les soussignäs, düment 
autorisäs ä cet effet, ont apposä leurs si- 
gnatures au bas du präsent Accord. 

Fait ä Madrid, le six novembre mil neuf 
cent quatre-vingt-douze, en langues alle- 
mande, espagnole, frangaise, grecque, ita- 
lienne, näeriandaise et portugaise, les sept 
textes faisant ägalement foi, en un exem- 
plaire originale qul sera däposä dans les 
archives du Gouvernement du Grand-Du- 
chä de Luxembourg, qui remettra une copie 
certifiäe conforme a chacune des Parties 
Contractantes. 


vi \cf\, uaXucfj, oXXav5ucf| koi xopxo'yaXucfi 
vtabaaa. 


Ze jrfaxaxyri xcov avcotäpco, oi k&tcdOi 
xXqpe^oöcnoi öeövxax; e£o\)aio8oxnp£voi 
rcpo^ xotixo, 60eaav xqv VTtaypa^fj xo\x; 
Käxco anö tnv 7iapo”6oa Iup<|>(üv(a. 

feyive oxn Ma5p(xn Tqv 6i\ Noejißp(oi) 
1992, axqv YotXXucfi, 'VEppavucfj, eX-XqviKfi, 
icnuavuc^, ixa^ucfj, oXXavSucfi Kai rcopto- 
YaXucfj yfabaca. Ta ercxd Kefpeva elvai 
e^faou avOevxiKd, oe £va rcpcoxöxiwto oxo 
ojcofo KaxaxeBef ata ap^eta vr\q Kußepvf|- 
oeox; tot) MeTdAou AovKdxou xou 
Ao\>4epßoöp7ou, xo ojrofo 0a Siaßißdoet 
aKpiß^q Kai ejcucupcDpävo avtfTpa^x) ae 
xd0e oupßaMApevo p£po<;. 
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Schlußakte 

I. Bei der Unterzeichnung des Übereinkom- 
mens über den Beitritt der Griechischen 
Republik zu dem am 19. Juni 1990 in 
Schengen Unterzeichneten Übereinkom- 
men zur Durchführung des Übereinkom- 
mens von Schengen vom 14. Juni 1985 
zwischen den Regierungen der Staaten der 
BENELUX-Wirtschaftsunion, der Bundesre- 
publik Deutschland und der Französischen 
Republik betreffend den schrittweisen Ab- 
bau der Kontrollen an den gemeinsamen 
Grenzen, dem die Italienische Republik mit 
dem am 27. November 1 990 in Paris Unter- 
zeichneten Übereinkommen sowie die Por- 
tugiesische Republik und das Königreich 
Spanien mit den am 25. Juni 1991 in Bonn 
Unterzeichneten Übereinkommen beigetre- 
ten sind, macht sich die Griechische Repu- 
blik die Schlußakte, das Protokoll und die 
Gemeinsame Erklärung der Minister und 
Staatssekretäre, die bei der Unterzeichnung 
des Übereinkommens von 1990 unterzeich- 
net wurden, zu eigen. 

Die Griechische Republik schließt sich den 
darin enthaltenen gemeinsamen Erklärun- 
gen an und nimmt die darin enthaltenen 
einseitigen Erklärungen entgegen. 

Die Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg übermittelt der Regierung der 
Griechischen Republik eine beglaubigte Ab- 
schrift der Schlußakte, des Protokolls und 
der Gemeinsamen Erklärung, die bei der 
Unterzeichnung des Übereinkommens von 
1990 unterzeichnet wurden, in deutscher, 
französischer, italienischer, niederländi- 
scher, portugiesischer und spanischer 
Sprache. 

Der griechische Wortlaut der Schlußakte, 
des Protokolls und der Gemeinsamen Er- 
klärung, die bei der Unterzeichnung des 
Übereinkommens von 1990 unterzeichnet 
wurden, ist dieser Schlußakte beigefügt und 
ist gleichermaßen verbindlich wie der Wort- 
laut in deutscher, französischer, italieni- 
scher, niederländischer, portugiesischer 
und spanischer Sprache. 


II. Bei der Unterzeichnung des Übereinkom- 
mens über den Beitritt der Griechischen 
Republik zu dem Übereinkommen zur 
Durchführung des Übereinkommens von 
Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den 
Regierungen der Staaten der BENELUX- 
Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Repu- 
blik betreffend den schrittweisen Abbau der 
Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, 
dem die Italienische Republik mit dem am 
27. November 1990 in Paris Unterzeichne- 
ten Übereinkommen sowie die Portugiesi- 
sche Republik und das Königreich Spanien 


Acte Final 


I. Au moment de la signature de PAccord 
d’adhäsion de la Röpublique hellänique ä la 
Convention d’application de PAccord de 
Schengen du 14 juin 1985 entre les Gouver- 
nements des Etats de PUnion äconomique 
Benelux, de la Röpublique föderale d’Alle- 
magne et de la Röpublique frangaise relatif 
ä la suppression graduelle des contröies 
aux frontiäres communes, signöe ä Schen- 
gen le 19 juin 1990, ä laquelle ont adhörö la 
Räpublique italienne par PAccord d’adhö- 
sion signä ä Paris le 27 novembre 1990, le 
Royaume d’Espagne et la Röpublique por- 
tugaise par les Accords d’adhäsion signäs ä 
Bonn le 25 juin 1991, la Räpublique hellöni- 
que souscrit ä PActe final, au Procäs-verbal 
et ä la Däclaration commune des Ministres 
et Secrötaires d’Etat signäs au moment de 
la signature de la Convention de 1990. 


La Röpubiique heiiönique souscrit aux Dö- 
clarations communes et prend note des Dö- 
clarations unilaterales qu’ils contiennent. 

Le Gouvernement du Grand-Duchä de 
Luxembourg remet au Gouvernement de la 
Röpublique hellönique une copie certifiee 
conforme de PActe final, du Procös-verbal et 
de la Däclaration commune des Ministres et 
Secrätaires d’Etat signös au moment de la 
signature de la Convention de 1990, en 
langues allemande, espagnole, frangaise, 
italienne, neertandaise et portugaise. 

Les textes de PActe final, du Proces-veibal 
et de la Däclaration commune des Ministres 
et Secrötaires d’Etat signäs au moment de 
la signature de la Convention de 1990, öta- 
blis en langue grecque, sont annexös au 
present Acte final et font foi dans les memes 
conditions que les textes ätablis en langues 
allemande, espagnole, frangaise, italienne, 
näertandaise et portugaise. 


II. Au moment de la signature de PAccord 
d’adhösion de la Röpublique hellänique ä la 
Convention d’application de PAccord de 
Schengen du 14 juin 1985 entre les Gouver- 
nements des Etats de PUnion äconomique 
Benelux, de la Räpublique föderale d’Alle- 
magne et de la Röpublique frangaise relatif 
ä la suppression graduelle des contröies 
aux frontiäres communes, signäe ä Schen- 
gen le 1 9 juin 1 990, ä laquelle la Röpublique 
italienne a adhärä par PAccord signä ä Paris 
le 27 novembre 1990 et le Royaume d’Es- 
pagne et la Räpublique portugaise par les 
Accords d’adhösion signös ä Bonn le 


TeXucfj npd^T] 

I. Kaxd xqv U 7 i 07 pa(trf| xqg Iop<tKövfag npo- 
oxcopVjoEox; xqg EXXqvuctte AqpoKpaxfag 
axqv Ztipßaaq etjHxppoyi'ig xqg a n6 14 Iod- 
vfoo 1985 lopjjxovfag xod Schengen pexa^ti 
xcov KoßepWjaecov xcov Kpaxcbv xqg Oiko- 
vopixfig Evrfxjecog Benelux, xqg Opocmov- 
Siaiate AqpoKpaxlag xqg reppavfag Kai xqg 
raXXucrig AqpoKpaxfag o%exiK<5t pe xq axa- 
Siaicri KaxApyrjmi xcov eX^yxcov oxa koivä 
aövopa, q orcoCa imeTpA^q oxo Schengen 
xqv 19q Ioovfoo 1990 koi axqv orcoCa rcpo- 
aexcbpqaav q IxaXueri AqpoKpaxfa pe xq 
ZopcjKovfa 7ipoaxcopi*|aecog q o?co(a 07ie- 
yp&Jyq axo Ilapfai xqv 27q Noepßptoo 1990, 
xo BaatXeio xqg Icmavfag mi q AqpoKpa- 
x(a xqg nopxcryaMag pe xig Iop<j>covfe<; rcpo- 
axcopfjoecog tcod orce7p<5Mj>qaav axqv Bövvq 
xqv 25q Ioovfoo 1991, q EÄlqvucl'j Aqpo- 
Kpaxla auvDTcoTpd^i xqv TeXue^ IIpA^q, 
xa npaKxiKÄ Kai xqv Koivfj Afjtaoaq xcov 
Ynoopyibv Kai Y<j)07ioopYtbv, nov vne- 
Ypd<Jrqaav Kaxä xqv oTtoypa^fi xqg Lopßde- 
aecog xoo 1990. 

H EXXqviKtfj AqpoKpaxfa auvo7tOYp(i<j)ei xig 
Koiv6g SqAxbaeig Kai Xapßövei vn6 
aqpefcoaq xig povopepefg äqXcbaeig nov ne~ 
ptXapß&vovxai axig avcox£pco 7ip&;eig. 

H Koß6pvqaq xoo Mey&Xoo Aook&xoo xoo 
Aou^epßotipYoi) Siaßißd^a axqv Ko- 
ß£pvqaq xqg EAlqvixfjg AqpoKpaxfag 
aKpiß£g Kai emKDpcop£vo avx(Ypa<{>o xqg 
TeXixfiq Ilpd^ecog, xcov IlpaKxiKcbv koi xqg 
Koivfjq AqXcfxrecog xcov dtiodptköv koi vtyv- 
7i0Dp7tf)v, tcod wre7pd<t)qaav Kaxöt xqv dtco- 
ypa(j)fi xqg ZDpßdoecog xod 1990, axqv 
TaXXiKfi, YBppavucl'i, lOTtavucf), ixa^ucri, 
oÄAavöucri koi 7iopxoyaA.iKfi yXc&oaa. 

Ta KEtpeva xqg TeXiKYjg IIpA^ecog, xcov 
üpaKxiK6v Kai xqg Koivfjg AqAxbaecog xcov 
D7ioDpyd)v Kai D<|)D7i0DpYcbv, xa onoCa vnz- 
Ypci<|)qaav Kaxd xqv imcrypa^ xqg lopßöe 
aecog xod 1990, axqv EXXqvua'j yMxjoa 
Tipoaapxcövxai axqv Ttapo^aa TzXiKf] 
npA^q koi efvai e^taoD aDÖevxiKA pe xa 
Kefpeva axqv yaXkucf], YBppavncri, iarca- 
viKfj, ixaXiKri, oAAavöiicri koi TcopxoTaXucri 
yXcjbaaa 

II. Kax<5c xqv o7Kyypcx<J>f\ xqg ZDp<|Köv{a<; 7cpo- 
axcopi^oECog xqg EXXqvncfjg AqpoKpaxlag 
axqv Zbpßaoq EcjKxppoy^g xqq Zop^covlaq 
Schengen xqg 14qg IodvIod 1985 pexa^^ 
xcov KoßepWjoECov xcov Kpaxcbv Oikovo- 
pucrig Evcbaecog Benelux, xqg OpoaTiov- 
Siaicrig AqpoKpaxfag xqg Teppavf ag Kai xqg 
raXXucrig AqpoKpaxfag a^exiKd pe xq ata- 
5iaicri Kaxdpyqaq xcov eX^cov oxa koivä 
aövopa, q oTiofa o7ce7p<5ujrq axo Schengen 
xqv 19q Ioovfoo 1990, axqv oTiola q Ixataicfj 
AqpoKpaxla 7ipoae%(bpqaE pe iDptjxovfa q 
onofa D7C£7pd<|)rq axo IlapCai xqv 27q Noep- 
ßpfoD 1990 Kai xo BaaCXeio xqg Ia7iav(ag 
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mit den am 25. Juni 1991 in Bonn Unter- 
zeichneten Übereinkommen beigetreten 
sind, haben die Vertragsparteien die folgen- 
den Erklärungen angenommen: 


1 . Gemeinsame Erklärung zu Artikel 6 des 
Beitrittsübereinkommens 

Die Unterzeichnerstaaten unterrichten 
sich schon vor Inkrafttreten des Beitritts- 
übereinkommens über alle Umstände, 
die für die Vertragsmaterie des Überein- 
kommens von 1990 und für die Inkraft- 
setzung des Beitrittsübereinkommens 
von Bedeutung sind. 

Das Beitrittsübereinkommen wird zwi- 
schen den Staaten, in denen das Über- 
einkommen in Kraft getreten ist, und der 
Griechischen Republik erst in Kraft ge- 
setzt, wenn die Voraussetzungen der 
Anwendung des Übereinkommens von 
1990 bei diesen Staaten gegeben sind 
und die Kontrollen an den Außengren- 
zen dort tatsächlich durchgeführt wer- 
den. 

Für die übrigen Staaten tritt dieses Bei- 
trittsübereinkommen erst in Kraft, wenn 
die Voraussetzungen der Anwendung 
des Übereinkommens von 1990 bei den 
Unterzeichnerstaaten dieses Beitritts- 
übereinkommens gegeben sind und die 
Kontrollen an den Außengrenzen dort 
tatsächlich durchgeführt werden. 

2. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 9 Ab- 
satz 2 des Übereinkommens von 1990 

Die Vertragsparteien stellen fest, daß 
zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des 
Übereinkommens über den Beitritt der 
Griechischen Republik zu dem Überein- 
kommen von 1990 als gemeinsame Vi- 
sumsregelung nach Artikel 9 Absatz 2 
des Übereinkommens von 1990 die ab 
dem 19. Juni 1990 zwischen den Unter- 
zeichnerstaaten des Übereinkommens 
von 1990 angewandte gemeinsame Vi- 
sumsregelung gilt. 

3. Gemeinsame Erklärung zum Daten- 
schutz 

Die Vertragsparteien nehmen zur 
Kenntnis, daß die Regierung der Grie- 
chischen Republik sich verpflichtet, vor 
der Ratifizierung des Übereinkommens 
über den Beitritt zu dem Übereinkom- 
men von 1990 alle erforderlichen Initiati- 
ven zu ergreifen, um das griechische 
Recht entsprechend dem Übereinkom- 
men des Europarats vom 28. Januar 
1981 zum Schutz des Menschen bei der 
automatischen Verarbeitung personen- 
bezogener Daten und unter Beachtung 
der Empfehlung R (87) 15 des Minister- 
ausschusses des Europarates über die 
Nutzung personenbezogener Daten im 
Polizeibereich vom 17. September 1 987 
dahingehend zu ergänzen, daß die Arti- 
kel 117 und 126 und die sonstigen da- 


25 juin 1991, les Parties Contractantes ont 
adoptä les Däclarations suivantes: 


1. Däclaration commune concernant Parti- 
cle 6 de l’Accord d’adhäsion 

Les Etats signataires s’informent mu- 
tuellement, däs avant Pentree en vi- 
gueur de PAccord d’adhäsion, de toutes 
les circonstances qui revätent une im- 
portance pour les matiäres visäes par la 
Convention de 1990 et pour la mise en 
vigueur de PAccord d’adhäsion. 

Le präsent Accord d’adhäsion n’entrera 
en vigueur entre les Etats pour lesquels 
la Convention de 1990 est enträe en 
vigueur et la Räpublique hellänique que 
lorsque les conditions präalables ä 
Papplication de la Convention de 1990 
seront remplies dans ces Etats et que 
les contröles aux frontiäres extärieures y 
seront effectifs. 


A l’ägard des autres Etats, le präsent 
Accord d’adhäsion n’entrera en vigueur 
que lorsque les conditions präalables ä 
Papplication de la Convention de 1990 
seront remplies et que les contröles aux 
frontiäres extärieures y seront effectifs. 


2. Däclaration commune concernant Parti- 
cle 9 paragraphe 2 de la Convention de 
1990 

Les Parties Contractantes präcisent 
qu’au moment de la signature de 
PAccord d’adhäsion de la Räpublique 
hellänique ä la Convention de 1 990, le 
rägime commun de Visa auquel se rä- 
färe Particle 9 paragraphe 2 de la 
Convention de 1990 s’entend du rägime 
commun aux Parties Signataires de 
ladite Convention appliquä ä partir du 
19 juin 1990. 


3. Däclaration commune concernant la 
protection des donnäes 

Les Parties Contractantes prennent acte 
de ce que le Gouvernement de la Räpu- 
blique hellänique s’engage ä prendre, 
avant la ratification de l’Accord d’adhä- 
sion ä la Convention de 1 990, toutes les 
initiatives näcessaires pour que la lägis- 
lation hellänique soit complätäe confor- 
mäment ä la Convention du Conseil de 
PEurope du 28 janvier 1 981 pour la pro- 
tection des personnes ä Pägard du trai- 
tement automatisä des donnäes ä ca- 
ractäre personnel, et dans le respect de 
la Recommandation R (87) 15 du 17 
septembre 1987 du Comitä des Minis- 
tres du Conseil de PEurope visant ä 
räglementer Putilisation des donnäes ä 
caractäre personnel dans le secteur de 
la police, afin de donner entiäre applica- 


Kai q AqpoKpaxfa xq<; nopxoTaMag pe 

Zuji4>a>v{£<; npooxtoptfjoeox; ot onotzc; Dne- 

7 P< 5 u|>qoav oxqv Böwr| xqv 25q Iodv(od 

1991, xa GDpßaXÄÖpEva päpq Dio0dxqoav 

xi<; aKÖtan)0£<; AqX6oa<;. 

1. Koivfj Afjtaoaq öaov a<)>opd xo dpOpo 6 
xqg rup<f>cov{a<; npooxcopfjoEtoq. 

Ta Dnoypd<t>ovxa Kpdxq Evqpepdbvovxai 
apoißafa, f| 6 rj npiv anö xr)v dvap^q 
taxtio«; tt)<; lD)i<t>cov{a£ npoaxcopfiaeax;, 
gxetikö pe öAe<; xiq nepiaxdaa<; noD 
e(vai aqpavxiKd<; yia xod<; xope(<; noD 
neptdxovxai axq Itipßaaq xod 1990 Kai 
71 a xqv 0 d<rr| oe ioxti xq$ XDptjKovfaq 
TTpocrxcopfiaeox;. 

H napotioa Iup<|xov(a npooxcopf|o£G>; 
8 a xeÖ£{ ge igx'ö pexa^ti xtov Kpaxdbv 
dvavxi xcöv onoltov dxei apxtcrei va ig- 
X^ei r| Itipßaaq xod 1990 Kai xvq EÄAq- 
vuefjq AqpoKpax(a<^ pövov öxav 0a 
nXqpcoOotiv axa Kpdxq auxd 01 npoi> 
noOdaeiq noD npoanaixoövxai xq<; 
E^appoyfi^ xq<; XDpßdaeox; xod 1990, 01 
8 e dXayxoi axa e^toxepiKd aövopa 0a 
elvai Gxa Kpdxq aDxd anoxeteopaxi- 

KOt. 

fevavxi xo>v dMxov Kpaxtöv, q napotiaa 
lDp4xöv(a 7ipOGXcopf|G£co<; 0a apxfoei 
va lox'öa pövo öxav nkqpioOotiv 01 
npODno0öaa<; noD npoanaixoövxai vr\q 
£4>appoy^<; xq<; XDpßdoEax; xod 1990, 01 
8e dXevx 01 <rca e^toxepiKd oövopa 0a 
dvai axa Kpdxq aDxd anoTEXeopaxi- 
KO(. 

2. Koivf\ Al^Xöxrri q onola a<t>opd xo dpOpo 
9 7iapdypa4>o$ 2 xqq XDpßdoeco^ xod 
1990. 

Ta ODpßakXöpeva pdprj 5i£DKpiv(£oDV 
öxi Kaxd xqv DnoTpa^fl vr\q iDp^covfaq 
7 ipOGXCopf|G£o>; xq$ EAAqvucr'jq Aqpo- 
Kpaxlag axqv Xtipßaaq xod 1990, xo 
koivö Ka0£GTdx; Oetopfiaetov, axo onolo 
ava(j)dp£xai xo dpOpo 9, napdypa^oq 2 
xq$ ZDpßdoEOx; xod 1990, ODvdöei npoq 
xo koivö Ka0£GTd>; xo>v D7io7pa4>övxcov 
peptbv xq<; ev Xöyco iDpßdGeax; tiod 
E^ appö^Exai anö xqv 19ri Iodv(od 
1990. 

3. Koivfi AfjXöxrq oxexiKd p£ xqv npooxa- 
G(a ÖEÖopivcov. 

Ta GDpßaXXöpeva pdpq XapßdvoDV 
yvdxrq öxi q KDßdpvqaq xq<; EXXqviK^<; 
AqpoKpaxlag avaXapßdva xqv dtto- 
Xpdoxrq va Xdßei npiv anö xqv KÖpaxrq 
xq^ Idp<|kov(cx^ npoGXCopfiGEax; Gxqv 
löpßaaq xod 1990, ÖAig xiq anapafxq- 
xe<; np<DXoßoD^(£<; 71a va GDpnA.qpco0e( 
q EXkr\viKf\ vopoOeota, GÖpöeova p£ xqv 
Söpßaoq xod XDpßoD^loD xq<; EDpdwcqq 
xq<; 28q<; IavoDapCoD 1981 71a xqv npo- 
Gxao(a xtov axöpcov anö xqv aDXÖpaxq 
ene^epTaGla ÖeSopdvtov npOGtonucoö 
XapaKtfipa Kai xqpoDpävqq xq<; gd- 
GxdGEax; R (87) 15 xq<; 17q<; Lenxep- 
ßp(oD 1987 xqq Emxponöq YnoDpTt&v 
xod IdpPodMod xq<; EDpdmqq, noD 
anoGK07i£{ Gxq pö0piGq xq<; xp^creox; 
xtov ÖeSopdvtov npoGtomKoö xapaKxt'ipa 
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tenschutzrechtlichen Bestimmungen 
des Übereinkommens von 1990 in vol- 
lem Umfang angewandt werden, mit 
dem Ziel, einen den einschlägigen Be- 
stimmungen des Übereinkommens von 
1990 entsprechenden Datenschutzstan- 
dard zu gewährleisten. 


4. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 41 
des Übereinkommens von 1990 

Die Vertragsparteien nehmen zur 
Kenntnis, daß die Regierung der Grie- 
chischen Republik unter Hinweis auf die 
Tatsache, daß angesichts der geogra- 
phischen Lage der Griechischen Repu- 
blik die Bestimmungen nach Artikel 41 
Absatz 5 Buchstabe b in den Beziehun- 
gen der Griechischen Republik mit den 
anderen Vertragsparteien nicht ange- 
wendet werden können, die Behörden 
im Sinne von Artikel 41 Absatz 6 nicht 
bezeichnet hat und keine Erklärung im 
Sinne von Artikel 41 Absatz 9 abgege- 
ben hat. 

Die Bestimmungen nach Artikel 137 
bleiben von dem Verfahren der griechi- 
schen Regierung unberührt. 


5. Gemeinsame Erklärung zum Berg 
Athos 

Die Vertragsparteien erkennen an, daß 
die durch Artikel 105 der griechischen 
Verfassung und durch die Charta des 
Berg Athos verbürgte Sonderregelung 
für den Berg Athos ausschließlich geist- 
lich und religiös begründet ist; sie wer- 
den deshalb dafür Sorge tragen, daß 
diese Sonderregelung bei der Anwen- 
dung und späteren Ausarbeitung der 
Bestimmungen des Übereinkommens 
von 1985 und des Übereinkommens von 
1990 berücksichtigt wird. 

III. Die Vertragsparteien nehmen die folgen- 
den Erklärungen der Griechischen Republik 

entgegen: 

1 . Erklärung der Griechischen Republik zu 
den Beitrittsübereinkommen der Italieni- 
schen Republik, des Spanischen König- 
reiches und der Portugiesischen Repu- 
blik: 

Die Regierung der Griechischen Repu- 
blik nimmt den Inhalt der Beitrittsüber- 
einkommen der Italienischen Republik, 
des Spanischen Königreichs und^ der 
Portugiesischen Republik zu dem Über- 
einkommen von 1990 sowie den Inhalt 
der Schlußakten und der den genannten 
Übereinkommen beigefügten Erklärun- 
gen zur Kenntnis. 

Die Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg übermittelt der Regierung 
der Griechischen Republik eine beglau- 
bigte Abschrift der genannten Urkun- 
den. 
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tion aux dispositions des articles 117 et 
126 de la Convention de 1990 et aux 
autres dispositions de ladite Convention 
relatives ä la protection des donnees ä 
caractäre personnel, dans le but de par- 
venlr ä un niveau de protection compati- 
ble avec les dispositions pertinentes de 
la Convention de 1990. 


4. Declaration commune concernant l’arti- 
cle 41 de la Convention de 1 990 

Les Parties Contractantes constatent 
que, en raison de la Situation göographi- 
que de la Republique hellenique, les 
dispositions du paragraphe 5, point b, 
de l’article 41 s’opposent ä ce que cet 
article s’applique dans les relations en- 
tre la Röpublique hellönique et les au- 
tres Parties Contractantes. Par conse- 
quent la Räpublique hellenique n’a ni 
dösigne les autoritäs au sens de Par- 
ticle 41 , paragraphe 7, ni fait de declara- 
tion au sens du paragraphe 9 de l’article 41. 


Ce procöde suivi par le Gouvernement 
grec n’est pas contraire aux dispositions 
de l’article 137. 


5. Döclaration commune relative au Mont 
Athos 

Reconnaissant que le Statut special ac- 
cordä au Mont Athos, tel qu’il est garanti 
par Particle 1 05 de la Constitution hellä- 
nique et la Charte du Mont Athos, est 
justifiö exclusivement pour des motifs de 
caractere spirituel et religieux, les Par- 
ties Contractantes veilleront ä en tenir 
compte dans Papplication et Pelabora- 
tion ultärieure des dispositions de 
PAccord de 1 985 et de la Convention de 
1990. 


III. Les Parties Contractantes prennent acte 
des däclarations suivantes de la Republi- 
que hellenique: 

1 . Declaration de la Räpublique hellenique 
relative aux Accords d’adhäsion de la 
Röpublique italienne, du Royaume d’Es- 
pagne et de la Republique portugaise 

Le Gouvernement de la Röpublique hel- 
lenique prend note du contenu des Ac- 
cords d’adhösion de la Röpublique ita- 
lienne, du Royaume d’Espagne et de la 
Republique portugaise ä la Convention 
de 1990, ainsi que du contenu des Actes 
finals et des Döclarations annexees 
auxdits Accords. 


Le Gouvernement du Grand-Duche de 
Luxembourg remettra une copie certi- 
fiöe conforme des Instruments precitäs 
au Gouvernement de la Republique hel- 
länique. 
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axov xop£a Aaxovop(a<;, otixax; 
c&oxe va orc&pxa 7i?j*|pq<; e^appoy^ xcov 
Siax&^ecov xcov öpBpcov 1 17 Kai 126 xrjc; 
lopßäaeax; xoo 1990 Kai xcov dXXcov 
Stax&^ecov xrjc; ev X 6710 lopßöaeax; c%e- 
xik<5c pe xrjv rcpoaxacrfa xcov 8 e 8 op£vcov 
npoöomKoi) xapaicxfaa, pe okotiö va 
eTUxeoxöef eTiteÖo 7ipoaxacrfa<; aopßa- 
xö pe xi<; Ka xAXXtjXeq 8iax<5t£a<; xqq 
lopßdaeax; xoo 1990. 

4. Koivl^ öfjtaoaq, q orcofa a<j>opö xo 
ApÖpo 41 xr }<; lopßäaeocx; xoo 1990. 

Ta oopßaXXöpeva p£pq Siamaxcövoov 
6 x 1 , 8 e 8 op£vqg xqg yecoYpa<j)iKf|<; O^aecoq 
xqg EXXrjviKf|(; AqpoKpaxtag, 01 81 a- 
xdc^eig xq<; Tcapaypctyoo 5 <rr|pe(o ß xoo 
c5tp0poo 41 avxixfOevxai oxrjv e<j>appoy^ 
xoo dtpBpoo aoxo "6 mxö xiq ax&jeic; 
psxa £6 EAAqvtiefc AqpoKpax(a<; Kai 
öXXcov aopßaXXop 6 vcov pepcöv. lo- 
veTttfx; t| EXXrjvncfi AqpoKpaxfa otixe 
opiaa apx 6 g Kaxö Trjv 6 vvoia xoo 
6p0poo 41 TiapAypacJio«; 7 06 x 8 Tipoßai- 
V£i ae öfjAoxyq Kaxä xqv 6 woia xq<; 
7 iapayp< 5 t(|>oo 9 xoo cipOpoo 41. 

H 8 ia 8 iKao(a aoxt*i, xqv oTtofa aKoXoo- 
0e( r| EAXTiviKt*) Koßäpvqaq, 8 ev avxi- 
ßalvei Tipog xiq 5iaxö^et<; xoo äp 0 poo 
137. 

5. KoivVj Siftcoaq axexucfi pe xo Äyiov 
6 po C, 

Avayvcop{£ovxa<; 6 x 1 xo eiSiKÖ KaOeaxtfx; 
xoo Ayfoo Opoo<;, 6tico<; xo eyyoöxai xo 
Ap0po 105 xoo EXXqviKO'ö lovxöypaxog 
Kai o X&pxq<; xoo Aytoo Opoog 8 imio- 
Xoyefxai arcoKXeiaxiKö yia 7iveopaxi- 
ko i)$ Kai OpqaiceoxiKo'ög Xöyoog, xa 
aopßaXXöpeva p£pq 0 a <J>povx(ooov va 
Xäßoov xo 6 xo o7tö\|/q xoo<; mxö xr|v 
e^appoyr^ Kai xrjv 7tepaix£pco erce^epya- 
da xcov öiax&^ecov vr\<; lop^covfag xoo 
1985 Kai xr|<; lopßäaeox; xoo 1990. 


III. Ta aopßaXAöpeva p^pq Xapßcivoov 
yvdxiq xcov aKÖXooOcov 8q?Ujbaecov vr\q 
EAAqvuct'iQ AqpoKpaxfac;: 

1. AfjÄxocrn EXA.qvna'iq AqpoKpaxlaq 
axexiKÖ pe xig Iop<J>cov(e<; npo- 
oxcopi'iaeo; xq q Ixa^iKfiq AqpoKpaxfag, 
xoo BaaiXetoo xqg IaTtavtac; Kai xq<; 
AqpoKpaxfag xq q nopxoyaXfag. 

H Koß£pvqaq xqq EXXqviicfi^ AqpoKpa- 
xfag XapßAvei otiö crqpelcoaq xo Tiepie- 
Xöpevo xcov Iop<{>covicbv npooxcop^oeco; 
vf\q IxataKffc AqpoKpax(a<;, xoo Baai- 
Xeioo xqg Iaitavla«; Kai xq<; AqpoKpa- 
x(a<; xq<; nopxoya^(a(; axqv I'öpßaoq 
xoo 1990 KaOtfx; Kai xo 7repiex6pevo xcov 
TeMKeöv üpd^ecov Kai AqXcöoecov 7100 
Tipoaapxcövxai axiq ev Xöyco Iop<j>co- 
vteq. 

H Koßäpvqcrri xoo Mey&Xoo Aooköxoo 
xoo Aoo^epßo6pyoo a7toox6Xei em- 
Kopcopivo aKpiß^ avx(ypa<|)0 xcov avco- 
x^pco eyypö(|Kov axqv Koß£pvqcrq xqg 
EAXqvnc^q AqpoKpaxtag. 
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2. Erklärung der Griechischen Republik 
zur Rechtshilfe in Strafsachen 

Die Griechische Republik verpflichtet 
sich, den von anderen Vertragsparteien 
gestellten Rechtshilfeersuchen auf an- 
gemessene und schnelle Weise auch in 
den Fällen stattzugeben, in denen die 
Rechtshilfeersuchen unmittelbar den 
griechischen Justizbehörden übermittelt 
werden nach Artikel 53 Absatz 1 des 
Übereinkommens von 1990. 

3. Erklärung zu Artikel 121 des Überein- 
kommens von 1990 

Die Regierung der Griechischen Repu- 
blik erklärt, daß sie mit Ausnahme von 
frischen Zitrusfrüchten, BaumwoJJ- und 
Luzemesaatgut ab der Unterzeichnung 
des Beitrittsübereinkommens zu dem 
Übereinkommen von 1 990 die phytosa- 
nitären Erleichterungen nach Artikel 121 
dieses Übereinkommens anwenden 
wird. 

Jedoch wird die Griechische Republik 
hinsichtlich der frischen Zitrusfrüchte die 
Bestimmungen des Artikels 121 sowie 
die entsprechenden Maßnahmen späte- 
stens am 1 . Januar 1 993 anwenden. 


Geschehen zu Madrid am sechsten No- 
vember neunzehnhundertzweiundneunzig 
in deutscher, französischer, griechischer, 
italienischer, niederländischer, portugiesi- 
scher und spanischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, in 
einer Urschrift, die bei der Regierung des 
Großherzogtums Luxemburg hinterlegt 
wird; diese übermittelt jeder Vertragspartei 
eine beglaubigte Abschrift. 


2. Dödaration de la Röpublique hellönique 
relative ä Pentraide judiciaire en matiere 
pönale 

Le Gouvernement de la Röpublique hel- 
lönique s’engage ä traiter les demandes 
judiciaires qui sont faites par les autres 
Parties Contractantes avec toute la dili- 
gence requise, y compris forsqu’elles 
sont adressöes directement aux auto- 
ritös judiciaires grecques selon la procö- 
dure de Particle 53 paragraphe 1 de la 
Convention de 1990. 


3. Döclaration concemant Particle 121 de 
la Convention de 1990 

Le Gouvernement de la Röpublique hel- 
lönique döclare que sauf ä l’ögard des 
fruits frais de citrus, des graines de co- 
ton et de luzeme il appliquera, dös la 
signature de PAccord d’adhösion ä la 
Convention de 1990, les allögements 
phytosanitaires visös ä l’article 121 de la 
Convention de 1 990. 


Nöanmoins, concemant les fruits frais 
de citrus, la Röpublique hellönique trans- 
posera les dispositions de Particle 121 et 
les mesures qui y sont afferentes au 
plus tard au 1 er janvier 1993. 


Fait ä Madrid, le six novembre mil neuf 
cent quatre-vingt-douze, en langues alle- 
mande, espagnole, frangaise grecque, ita- 
lienne, nöerlandaise et portugaise les sept 
textes faisant ögalement foi, en un exem- 
plaire original qui sera deposö dans les 
archives du Gouvernement du Grand-Du- 
chö de Luxembourg, qui remettra une copie 
certifiöe conforme ä chacune des Parties 
Contractantes. 


2. AfjAwoq xqg EXXqvuofjg AqpoKpaxfag 
oxetucA pe xqv 8ucaaTtKfj aovSpopi'j 

GXOV 7COIVIKÖ TOpÖa. 

H Koßöpvqaq xqg EM.rivtKi'j«; AqpoKpa- 
xtag avc&apßävei xqv OTtoxpöoxrq va 
xetpf^exai xig ducacrciKÖg aixi'joeig, oi 
orcofeg xqg 07roßXf|8qKav arcö xa 6Xka 
oopßaMöpeva pöpq, pe xnv arcaixoö- 
pevq mpöÄeia, aKÖprj Kat av arceo0ö- 
vovxat atfeoOefag axig EXXqvucög Ai- 
Kaoxucög Apxög cröp<|Kova pe xqv 5ia8i- 
Kaota tot) dtpöpou 53, mpÖYpa<j>o<; 1 
rqg Zopßdcreax; xoo 1990. 

3. Af|taücrq oxexiKd pe xo dpOpo 121 xqg 
Eopßöaeax; xoo 1990. 

H Koßöpvqaq xqg EMqvucfjg AqpoKpa- 
xfag öqtabva öxi 0a e<|>app6aa f|öq an6 
xqv x>noypa$(\ xqg loptjxovfac; npo- 
oxcopl'ioecog axrjv Ztipßaaq xoo 1990 xig 
^oxoiVyeiovopiKÖg eXa<j)pövaa<; tcox> 
TtpoßAÖTcovxai axö Ap0po 121 xqg Xop- 
ßdoecog xoo 1990, eKxög oe 6, xt a<j>opä 
xooq Kaprcotig ecmepi6oei5<öv, xoog onö- 
poog ßdpßaKog koi xq pqSuclV 

Ilapd xatixa, öoov a<j>opd xoog Kaprcotig 
eorcepi5oei5tf)v, q EÄAqvticfj AqpoKpa- 
x(a 0a uXoTioi^oa xig Siaxä^ag xoo 
6p0poo 121 Kai xa oxexikö pöxpa xo 
apTöxepo xqv 1.1. 1993. 


Eyive axq Ma5plxq xqv 6q Noepßpfoo 
1992, oxqv TaXAucfj, TEppavuc^, eAAqviK^, 
lonavuo/t, waXvcf\, oMavSnafj Kai rcopxo- 
'yaXiicfi yÄxfraaa. Ta £7ixö Krfpeva efvai 
e^laoo auOevxiKÄ, axo TipörcöxoTto ttoo 0a 
Kaxaxe0e( axa apxefa xqg Koßepvfjaecog 
xoo Mry&Xoo AookAxoo xoo Aoo^ep- 
ßoöpToo, xo 07io(o 0a Siaßißdaei aKpißög 
koi ermcopcopövo avx(pa<J>o ae KÖ0e aop- 
ßaXXöpevo pöpog. 
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Protokoll über den Beitritt 
der Regierung der Griechischen Republik 
zu dem Übereinkommen von Schengen vom 14. Juni 1985 
zwischen den Regierungen der Staaten der BENELUX-Wirtschaftsunion, 
der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, 
in der Fassung des am 27. November 1990 in Paris Unterzeichneten Protokolls 
über den Beitritt der Regierung der Italienischen Republik 
und der am 25. Juni 1991 in Bonn Unterzeichneten Protokolle 
über den Beitritt der Regierungen der Portugiesischen Republik und des Königreichs Spanien 

Protocole d’Adhesion 

du Gouvernement de la Republique hellenique 
a l Accord entre les Gouvernements des Etats de l’Union economique Benelux, 
de la Republique föderale d'Allemagne et de la Röpublique frangaise 
relatif ä la suppression graduelle des contröles aux frontieres communes 
signe a Schengen le 14 juin 1985, 

tel qu’amendö par les Protocoles d’adhesion du Gouvernement de la Republique italienne 

signe ä Paris le 27 novembre 1990 

et des Gouvernements du Royaume d’Espagne et de la Röpublique portugaise 

signös ä Bonn le 25 juin 1991 


npcoxÖKoXXo npoaxcopfjaeco^ 
xr\q K\)ßepvf|aeax; xr\q EXXtivnct^q AruiOKpaxtag 
otrjv I\)p<tKov(a iiexa^ti xcov KDßepvfjaecov xcov xpaxcbv xr\q OiKovopucite Evcbceox; Benelux, 
xr\q OpoarcovdiaKfjg ArnioKpaxtag xr[q reppavfag Kai rr\q raXXiKfjq AripoKpaxlaq 
o%exiKd pe xrj axaSiaK^ KaxApyrjcxri xcov ektfim oxa koivA ativopa 
i\ onoia U7ceyp<5t(|)r[ axo Schengen xrjv 14r[ Iouvtou 1985, 
ötiox; xpoTioTioifiGriKe arcö xa npcoxÖKoXia rcpocxcDpfjoeGx; rr\q Koßepvfjaecög xr IxaXiKife AripoKpaxtag 
xo OTioto orceypA<|>ri axo naptai triv 27t[ Noepßptoi) 1990, 

Kai xcov Koßepvfjaecüv xoo BaaitefoD xrjq Iarcavtag Kai xr\q ArjpoKpaxtaq xr| q riopxoyaXfag 
xa OTiota D7ieypd())Tiaav axtjv Bövvrj xriv 25r[ Ioovioo 1991 


Die Regierungen des Königreichs Bel- 
gien, der Bundesrepublik Deutschland, der 
Französischen Republik, des Großherzog- 
tums Luxemburg und des Königreichs 
der Niederlande, Vertragsparteien des am 
14. Juni 1985 in Schengen Unterzeichneten 
Übereinkommens betreffend den schrittwei- 
sen Abbau der Kontrollen an den gemeinsa- 
men Grenzen, nachfolgend „das Überein- 
kommen“ genannt, die Regierung der Italie- 
nischen Republik, die dem Übereinkommen 
mit dem am 27. November 1990 in Paris 
Unterzeichneten Protokoll beigetreten ist, 
sowie die Regierungen der Portugiesischen 
Republik und des Königreichs Spanien, die 
dem Übereinkommen mit den am 25. Juni 
1991 in Bonn Unterzeichneten Protokollen 
beigetreten sind, einerseits 


und die Regierung der Griechischen Re- 
publik andererseits 

unter Berücksichtigung der bereits inner- 
halb der Europäischen Gemeinschaften im 


Les Gouvernements du Royaume de 
Belgique, de la Röpublique föderale d’AI- 
lemagne, de la Röpublique frangaise, du 
Grand-Duchö de Luxembourg et du Royau- 
me des Pays-Bas, Parties ä PAccord relatif 
ä la suppression graduelle des contröles 
aux frontiöres communes, signö ä Schen- 
gen le 14 juin 1985, ci-aprös dönommö 
„PAccord“, ainsi que le Gouvernement de la 
Röpubiique italienne qui a adhörö ä PAccord 
par le Protocole signö ä Paris le 27 novem- 
bre 1990 et les Gouvernements du Royau- 
me d’Espagne et de la Röpublique portugai- 
se qui ont adhörö ä PAccord par les Protoco- 
les signös ä Bonn le 25 juin 1991, d’une 
pari, 


et le Gouvernement de la Röpublique 
hellönique, d’autre pari, 

Considörant les progrös döjä realises au 
sein des Communautös europöennes en 


Oi Kt>ßepvT*| 0 £i£ tod BaoitetoD xou 
BeXyCoD, xr|<; OpocmovSiaiate AripoKpaTfag 
tt|q reppavf ag, ttjq VaXXiKf\q AqpoKpaTfag, 
tod MeyAXoD AodkAtod tod AoD^ep- 
ßotipyoD Kai tod BaaiXetoD tcov KAtco 
Xcopcfov, ODpßaMApeva p£pr| xqg Idjj4>ü>- 
vtag oxbtikA pe xqv araSiaKfj KaTApyncrn 
tcov eX^Yxcov OTa koivA aüvopa, r\ orcota 
uJteypA<|>q aro Schengen xr|v 14r| IodvIod 
1985, aro e£fi<; KaAofyievq „r\ SDp<|Kov(a“, 
Ka6cbg Kai r| KDßöpvqan tt|<; IiaXucfjQ 
AripoKparfag, r\ OTroCa npoaexc&priae crrrjv 
SDp4>cov(a ßAaei npcoroicöXXoD to ortolo 
DTteypA^rj aro Hapten, xqv 27rj NoepßploD 
1990 Kai oi KDßepvfjoeig tod BaaitatoD xr\q 
Iarcavtag Kai xrjg Atipoxparfag T\]q nop- 
xoyaMag, oi orcoteg 7rpoaex<öpr|aav arr|v 
lDp4>covla ßAaei tcov npcoxoKÖÄAcov ra 
onoia DJceypA<()riaav arr|v Bövvrj xqv 25rj 
IodvIod 1991, OHjPevög, 

Kai r| KDß^pvqari tt|q EXXrjVi)cf|Q Aqpo- 
Kpaxlag, a^’eröpoD, 

txovxaq D7tö\jrn xqv i'jörj jtpaYpaTorcoiTi- 
Oetaa npöoSo aro nXalcno tcov Eupco- 
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Hinblick auf den freien Personen-, Waren- 
und Dienstleistungsverkehr verwirklichten 
Fortschritte; 

im Hinblick darauf, daß auch die Regie- 
rung der Griechischen Republik von dem 
Willen, an den Binnengrenzen die Kontrol- 
len des Personenverkehrs abzuschaffen 
und den Transport sowie den Waren- und 
Dienstleistungsverkehr zu erleichtern, ge- 
tragen ist; 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Durch dieses Protokoll tritt die Griechi- 
sche Republik dem Übereinkommen in der 
Fassung des am 27. November 1990 in 
Paris Unterzeichneten Protokoils über den 
Beitritt der Regierung der Italienischen Re- 
publik und der am 25. Juni 1991 in Bonn 
Unterzeichneten Protokolle über den Beitritt 
der Regierungen der Portugiesischen Re- 
publik und des Königreichs Spanien bei. 


Artikel 2 

In Artikel 1 des Übereinkommens werden 
die Worte „der Griechischen Republik“ nach 
den Worten „der Bundesrepublik Deutsch- 
land“ angefügt. 

Artikel 3 

In Artikel 8 des Übereinkommens werden 
die Worte „der Griechischen Republik“ nach 
den Worten „der Bundesrepublik Deutsch- 
land“ angefügt. 


Artikel 4 

(1) Die Unterzeichnung dieses Protokolls 
erfolgt ohne einen Vorbehalt der Ratifikation 
oder Billigung oder unter dem Vorbehalt der 
Ratifikation oder Billigung. 

(2) Dieses Protokoll findet vom auf die 
Unterzeichnung folgenden Tag an für das 
Königreich Belgien, die Bundesrepublik 
Deutschland, die Griechische Republik, das 
Königreich Spanien, die Französische Re- 
publik, die Italienische Republik, das Groß- 
herzogtum Luxemburg und das Königreich 
der Niederlande vorläufig Anwendung. Sein 
Inkrafttreten erfolgt am ersten T ag des zwei- 
ten Monats nach dem Tag, an dem die 
Staaten, für die das Übereinkommen in 
Kraft getreten ist, und die Griechische Re- 
publik ihre Zustimmung zum Ausdruck ge- 
bracht haben, durch dieses Protokoll ge- 
bunden zu sein. 

Für die übrigen Staaten tritt dieses Protokoll 
am ersten Tag des zweiten Monats nach 
dem Tag in Kraft, an dem jeder dieser Staa- 
ten seine Zustimmung zum Ausdruck ge- 
bracht hat, durch dieses Protokoll gebun- 
den zu sein, sofern dieses Protokoll gemäß 
den Bestimmungen des vorhergehenden 
Absatzes in Kraft getreten ist. 

(3) Dieses Protokoll wird bei der Regie- 
rung des Großherzogtums Luxemburg hin- 
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vue d’assurer la libre circulation des per- 
sonnes, des marchandises et des Services, 


Prenant acte de ce que le Gouvernement 
de ia Räpublique hellänique partage la vo- 
lonte de parvenir ä la Suppression des con- 
tröles aux frontferes interieures dans la cir- 
culation des personnes et cfy faciliter le 
transport et la circulation des marchandises 
et des Services, 

sont convenus de ce qui suit: 

Article premier 

Par le präsent Protocole, la Räpublique 
hellänique adhäre ä PAccord tel qu’amendä 
par le Protocole d’adhäsion du Gouverne- 
ment de la Räpublique italienne, signä ä 
Paris le 27 novembre 1990 et par les Proto- 
coles d’adhäsion des Gouvernements du 
Royaume d’Espagne et de la Räpublique 
portugaise, signäs ä Bonn le 25 juin 1991. 


Article 2 

A Particle premier de PAccord, les mots 
„la Räpublique hellänique“ sont ajoutäs 
apres les mots „la Räpublique fädärale 
d’Allemagne“. 


Article 3 

A Particle 8 de PAccord, les mots „de la 
Räpublique hellänique“ sont ajoutäs apräs 
les mots „de la Räpublique fädärale d’Alle- 
magne“. 


Article 4 

1. Le präsent Protocole est signä Sans 
räserve de ratification ou d’approbation ou 
sous räserve de ratification ou d’approba- 
tion. 

2. Le present Protocole s’appliquera ä 
titre provisoire ä compter du jour suivant sa 
signature pour le Royaume de Belgique, la 
Räpublique föderale d’Allemagne, la Räpu- 
blique hellänique, le Royaume d’Espagne, 
la Räpublique frangaise, la Räpublique ita- 
lienne, le Grand-Duchä de Luxembourg et 
le Royaume des Pays-Bas. II entrera en 
vigueur le premier jour du deuxiäme mois 
qui suit la date ä laquelie les Etats pour 
lesquels PAccord est enträ en vigueur et ia 
Räpublique hellänique auront exprimä leur 
consentement ä etre lies par le präsent 
Protocole. 


A l’ägard des autres Etats, le präsent Proto- 
cole entrera en vigueur le premier jour du 
deuxiäme mois qui suit la date ä laquelie 
chacun de ces Etats aura exprimä son con- 
sentement ä etre liä, pour autant que le 
präsent Protocole soit enträ en vigueur con- 
formäment aux dispositions de Palinäa prä- 
cädent. 

3. Le Gouvernement du Grand-Duchä de 
Luxembourg est däpositaire du präsent 


rniKdbv Kotvotfjxcüv 71 a vot 5iao<|>aXto0ef q 
eteöOepq KUicXoäopfa icpoodwicov, ejxjco- 
peupdicov Kai UTrqpeonßv, 

Aapßdvovxag um5\|fq öti t| Kußöpvqoq 
xqg EXXqvucfjg AqpoKpaxfag ouppepf^exai 
xqv em 0 upfa 71 a va jcpoxtopfjaei axqv m- 
xdpTqoq wjv ektfx,(OV oxa eocoxepiKd g 6 - 
vopa 71 a tnv KUKXo<jK>pfa rcpoodmcov Kai va 
SieuKoXövei xqv pexa^opd mi Ki>KÄo<t>op{a 
epTtopeupöxcov koi UTrqpecrubv, 

Iup<j>cövoöv xa aKÖXouOa: 

Äpöpo 1 

Me xo mxpöv ripcoxÖKoXXo q EXXqvtKfi 
AqpoKpaxfa rcpoox<öpef oxqv Xup<fxovfa, 
örnog xpoTiOTioitjOqKE pe xo npcoxÖKoMo 
npooxcopfjoecog xqg Kußepvfjaecog xqg Ixa- 
Xvcf\<; AqpoKpaxfag, xo om>fo urc£ 7 pd<|>q oxo 
napfai xt|v 27rj Noepßpfou 1990 mÖ&g koi 
pe xa npcoxÖKoXAot Tipoa^copfiGeax; x<ov 
Kußepvfjoecov xou BaaiXefou xqg Iorcavfag 
koi xqg AqpoKpaxfag xqg UopxoyaXiaq, xa 
onofa U 7 ceypd<|rqcav axrjv Böwq xqv 25r| 
Iouvtou 1991. 

Apöpo 2 

Xxo dpOpo 1 xqg Iup<|>ü)vfag, 01 X 6 £eig 
„xqg EftXqviKfig AqpoKpaxfag“ rcpoax(0ev- 
xai pexd a n6 xig Xttßiq „xqg Opoonov- 
SiaKfjg AqpoKpaxfag xqg Teppavfag“. 

ÄpOpo 3 

Ixo dpOpo 8 xqg Zup<|>ü>vtag 01 X££eig „xqg 
EM.qvucfjg AqpoKpaxfag“ rcpoaxtOevxai pe- 
xd arcö xig Aä^eig „xqg OpocmovSiaKÖg 
AqpoKpaxfag xqg Teppavfag“. 

ÄpOpo 4 

1. To mxpöv npcoxÖKoXXo DTioypd^exai 
dveu em<|>oXd£ecüg, icuptbaecog fj eTKpfoecog 
fl pe xqv em^a^q xqg Kupdxreoog fj xqg 
eyKpfoeoog. 

2. To mxpöv npcoxÖKoXXo 6 a e^appoaOef 
Tipoocopivd a %6 xqv qp£pa nox) aKoXou0ef 
xqv um>ypa<f>fj xou, 71 a xo BaafAeio xou 
Betyfou, xqv OpocmovStaKfj AqpoKpaxfa 
xqg Teppavlag, xqv EXXqviKfj AqpoKpaxfa, 
xo BaofAeio xqg Icrmxvfag, xqv raAAiKtf| 
AqpoKpaxfa, xo MeydXo AouKdxo xou 
Aou^epßoöpyou koi xo BaofXeio xcov Kdxö) 
Xcop tf>v. ©a apxfaei va iaxf>ei xqv Ttptfytq 
qp£pa xou Seuxöpou pqvög tiou aKo^ouOef 
xqv qpepopqvfa mxd xqv OTrofa xa Kpdxq 
71 a xa OTiofa q Iup<|Kovfa äxei apxfoei va 
lOXto koi q EXXqvucfj AqpoKpaxfa 0a 
äX°^>v £K<J)pdoEi xqv cru7Kaxd0ecn*| xoug va 
6 eopeöovxai a n6 xo jcapöv npioxÖKoXXo. 

fevavxi xa>v öXXcov Kpaxdjv, xo mxpöv 
npcoxÖKoXXo 0a apxfaei va laxto xqv 
Tipcöxq qpäpa xou öeuxöpou pqvög pexd xqv 
qpepopqvfa Kaxd xqv oirofa KaOöva arcö xa 
Kpdxq auxd 0a £xei eK(|)pdaei xqv cruyKa- 
xd 0 eof| xou va SeopeuOef , e<|>ö 0 ov xo mxpöv 
npaxröKoXXo öxei apxfoei va icxöei 
oöp(j)o>va pe xo Tcpoqyoöpevo e 8 d(j>io. 

3. 0epaxo<|)öXaKag xou napövxog üpcoxo- 
köXXou opf^exai q Kußäpvqaq xou MeTd- 
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terlegt, die den anderen Unterzeichner- 
regierungen eine beglaubigte Abschrift 
übermittelt. Die Regierung des Großherzog- 
tums Luxemburg notifiziert den anderen Un- 
terzeichnerregierungen das Datum des In- 
krafttretens des Protokolls. 


Artikel 5 

Die Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg übermittelt der Regierung der 
Griechischen Republik eine beglaubigte Ab- 
schrift des Übereinkommens in deutscher, 
französischer, italienischer, niederländi- 
scher, portugiesischer und spanischer 
Sprache. 

Der Wortlaut des Übereinkommens in grie- 
chischer Sprache ist diesem Protokoll bei- 
gefügt und ist gleichermaßen verbindlich 
wie der Wortlaut des Übereinkommens in 
deutscher, französischer, italienischer, 
niederländischer, portugiesischer und spa- 
nischer Sprache. 


Zu Urkund dessen haben die hierzu ge- 
hörig befugten Unterzeichneten dieses Pro- 
tokoll unterschrieben. 

Geschehen zu Madrid am sechsten No- 
vember neunzehnhundertzweiundneunzig 
in deutscher, französischer, griechischer, 
italienischer, niederländischer, portugiesi- 
scher und spanischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


Protocole; il en remet une copie certifiäe 
conforme ä chacun des autres Gouverne- 
ments Signataires. II leur notifie ägalement 
la date d’entree en vigueur. 


Article 5 

Le Gouvernement du Grand-Duchä de 
Luxembourg remet au Gouvernement de la 
Räpublique hellänique une copie certifiäe 
conforme de l’Accord en langues alleman- 
de, espagnole, frangaise, italienne, näerlan- 
daise et portugaise. 


Le texte de PAccord, ätabli en langue grec- 
que, est annexä au präsent Protocole et fait 
foi dans les mämes conditions que les tex- 
tes de PAccord ätablis en langues alleman- 
de, espagnole, frangaise, italienne, näerlan- 
daise et portugaise. 


En foi de quoi, les soussignäs, düment 
autorisäs a cet effet, ont apposä leurs si- 
gnatures au bas du präsent Protocole. 

Fait ä Madrid, le six novembre mil neuf 
cent quatre-vingt-douze, en langues alle- 
mande, enpagnole, frangaise, grecque, ita- 
lienne, näeriandaise et portugaise, les sept 
textes faisant ägalement foi. 


\ox> Aooköxoo xoo Ao'ü^epßo'öpyoo. Aiaßi- 
ß<5c£ei ETUKUpcopävo avx(ypa<jx> arrjv Kd- 
ßäpvrjOTi k<5c0e imoypä<{K)vxo<; Kpdtxotx;. 
Too<; yvcoaxomnei ETd<n\q xqv ripepopnvla 
evötp^eax; lox'öo«;. 


ÄpGpo 5 

H Kußäpvrjori xoo MeyöAoo Aouköxoü 
xoo Aoo^Ejißoßpyou 8iaßiß&£ei oxrjv Ko- 
ßäpvrj<jri EAAtivik^«; ArjpoKpaxla*; em- 
KDpcopivo avx(ypa<i>o xr\q £i>p<j>a>v(ag oxrjv 
yaXXiKt'i, yEppaviKi^ icrmvucfj, ixaXutfj, 
o^XavSiKf) Kai rcopxoyaXuci^ yX6aaa. 

To Ke(ji£vo rr\q oxnv eXXtiviki'i 

yXcbaoa EmoovärcxExai oxo Jtapöv npcoxö- 
koXXo Kai e(vai aoGevxiKÖ ottö xig (Sieg 
rcpoimoö6o£i<; pe xa Kdpeva xq<; Zop^vCa«; 
xa onoia cruvxtoaovxai e^fooo axr|v yaX- 
Xik{\, yeppaviKfi, untavtKtfj, ixaXiKt*i, o?i- 
XavSiKt 1 ! Kai jropxoyaXiKt'j yXrfxjaa, 


Xe 7cfaxcoori xov avcox£pö), oi köctcoOi 
TtXrjpe^o'öaioi orc£ypa\|/av xo mpöv 
npoxcÖKoX-Xo. 

feyive crrrj MaSpCxq xqv 6rj Noepßpfou 
1992, axqv yaXXiKi*j, yeppaviKfj, eMj|vik4 
imtaviKfj, ixa^iicf\, oAAav8iKfj Kai rcopxo- 
yaXiKf| yfabaaa, Kai xa enx& KEtpeva eCvai 
aoöevxiKÖ. 
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Gemeinsame Erklärung 
über die kurzfristigen Maßnahmen 
nach Titel I des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 
zwischen den Regierungen der Staaten der BENELUX-Wirtschaftsunion, 
der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, 
in der Fassung des am 27. November 1990 in Paris Unterzeichneten Protokolls 
über den Beitritt der Regierung der Italienischen Republik 
und der am 25. Juni 1991 in Bonn Unterzeichneten Protokolle 
über den Beitritt der Regierungen der Portugiesischen Republik und des Königreichs Spanien 


Declaration commune 
concernant les mesures ä court terme, 
prevues au Titre I er de l’Accord 

entre les Gouvernements des Etats de l’Union economique Benelux, 
de la Republique föderale d’Allemagne et de la Republique frangaise, 
relatif ä la Suppression graduelle des contröles aux frontieres communes 
signe ä Schengen le 14 juin 1985, 

tel qu’amende par le Protocole d’adhesion du Gouvernement de la Republique italienne 

signe ä Paris le 27 novembre 1990 

et les Protocoles d’adhesion des Gouvernements du Royaume d’Espagne et de la Röpublique portugaise 

signös ä Bonn le 25 juin 1991 


Koivi'i SfjXtoon 

cxexiKd pe tcc ßpaxwtpöeeapa pöxpa, 

Ta orcofa jtpoßÄönovxai axov xtxAo I xng XD|x<t>a)vfa<; pexa^ö xoov Kußepvfjaecov 
Ttov Kpaxdbv xq<; OncovoptKite Evdxjecoq Benelux, xn<; OpoanovSiaic^g AqpoKpaxfa«; 
xt|g Teppavlag koi xqg TaXAuc/iq AqpoKpaxfa^ 
oxexvtcd pe xqv axaSiaKi'j Kaxöpyqcrq xoov eÄöyxtöv oxa Koivd crövopa, 
tl onofa xmeypäöq oxo Schengen xqv 14rj Iouvfou 1985 
önax; xpojtojtotY\0T|KE an6 xo nproxÖKoXXo 7tpo<Jxcopf|ceco<; xq<; RußepWjaeax; xq<; IxaXuc/jg AqpoKpaxfag, 
xo ojtoio D7ceYpd(J)r| axo riapfot xnv 27r| Noepßpfou 1990 
Kat anö xa npcoxÖKoA^a npooxtopfjoecog xoov Kvßepvfiaerov 
xod BaatXefot) xq<; Ionavlag Kat xq<; AqpoKpaxfa«; xrjq nopxo-yaWaq, 
xa ojtofa Djreypd^qaav axnv Bövvq xqv 25q Iowfou 1991 


Aus Anlaß der Unterzeichnung des Proto- 
kolls über den Beitritt der Regierung der 
Griechischen Republik zu dem Überein- 
kommen von Schengen vom 14. Juni 1985, 
dem die Regierung der Italienischen Repu- 
blik mit dem am 27. November 1 990 in Paris 
Unterzeichneten Protokoll und die Regierun- 
gen der Portugiesischen Republik und des 
Königreichs Spanien mit den am 25. Juni 
1991 in Bonn Unterzeichneten Protokollen 
beigetreten sind, stellen die Vertragspartei- 
en fest, daß die kurzfristigen Maßnahmen 
nach Titel I dieses Übereinkommens in den 
Beziehungen zwischen den durch dieses 
Übereinkommen gebundenen Regierungen 
und der Regierung der Griechischen Repu- 
blik unter denselben Voraussetzungen und 
auf dieselbe Weise wie in den Beziehungen 
zwischen den durch dieses Übereinkom- 
men gebundenen Regierungen Anwendung 
finden werden. 


A Poccasion de la signature du Protocole 
d’adhösion du Gouvernement de la Röpu- 
blique hellönique ä PAccord signö ä Schen- 
gen le 14 juin 1985, Accord auquel ont 
adhörö le Gouvernement de la Röpublique 
italienne par le Protocole signö ä Paris le 
27 novembre 1 990 et les Gouvernements 
du Royaume d’Espagne et de la Röpublique 
portugaise par les protocoles signös ä Bonn 
le 25 juin 1991, les Parties Contractantes 
pröcisent que les mesures ä court terme, 
prövues au Titre I er dudit Accord, s’applique- 
ront entre les Gouvernements liös par cet 
Accord et le Gouvernement de la Röpubli- 
que hellönique dans les memes conditions 
et selon les mömes modalitös qu’entre les 
Gouvernements liös par cet Accord. 


Korcd xr|v \) 7 toypa<}>fj tod npooroKÖXXoo 
7 tpoGxcopf|aeax; xx\q Koßepvfjaecoq xr\q 
EÄAqvuctte ArpoKpaxtai; oxqv lop^covla, rj 
onoia \)myp<tyr[ oxo Schengen xqv I4r\ 
Ioovfoo 1985, 2/i)ji<t>cov{a <rrr|v oTtofa 7 tpo- 
oextbptiae rj Kuß£pvT|<rrj vr\q lxakiKf\q 
AqpoKpaxfai; pe npcoröKoAAo, xo orcofo 
t) 7 cepd(|>T| axo riapfai xqv 27t| Noepßpioo 
1990 KaOtfx; Kai oi Koßepvfjaen; xoo Baat- 
Xcloo xr\q Icnoviaq Kai vr\q AtipoKpaxiaq 
xri q nopxoyaMat; pe npooxÖKoMa xa oTtofa 
DTreypd^qaav axri Böwr| xqv 25r\ Ioovfoo 
1991, xa aupßaAAöpeva pöprj SieDKpivf- 
£oov öxi xa ßpaxoTipöesapa pöxpa xa 
07to(a 7 cpoßXÖ 7 iovxai axov xfxXo I vr\q ev 
XÖ 70 ) Loptjxovla«; 0 a e<|>appoc 8 otiv pexa^ti 
xcov Koßepvfjoeoov rcoo Seape'öovxai octcö xrj 
Z\)p<t)(ovfa ccoxf\ koi xr\q Koßepvi'jaeax; xx]q 
EXXrjvucf'jQ At|poKpax(a^, aöp^cova pe xooq 
töioix; öpooq Kai 7epoÖ7to0öaei<;, örccoq pexa- 
xcov Ki)ßepvf|aecov, kox> Seapeöovxai arcö 
xqv Iop<{)cov(a aoxfj. 


18 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/8048 


Denkschrift zu dem Übereinkommen 
vom 6. November 1992 über den Beitritt 
der Griechischen Republik 

Das Schengener Übereinkommen vom 19. Juni 1990 
versteht sich als Vorläufer und Modell für Regelungen, 
die auch im Rahmen der zwölf Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaften erreicht werden sollen. In Arti- 
kel 140 Absatz 1 ist ausdrücklich bestimmt, daß jeder 
Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft diesem 
Übereinkommen beitreten kann. Der Beitritt wird in einem 
Übereinkommen zwischen dem Staat und den Vertrags- 
parteien geregelt. 

1990 ist die Italienische Republik, 1991 sind das König- 
reich Spanien und die Portugiesische Republik dem Über- 
einkommen beigetreten. 

Am 6. November 1 992 ist das Übereinkommen über den 
Beitritt der Griechischen Republik unterzeichnet worden. 

Wesentlicher Vertragsinhalt 

Kernstück des Übereinkommens vom 6. November 1 990 
über den Beitritt der Griechischen Republik ist Artikel 1 , in 
dem die Griechische Republik bestätigt, daß sie durch 
dieses Übereinkommen dem Übereinkommen vom 19. Juni 
1990 beitritt. 

In Artikel 2 werden zum einen die Beamten bezeichnet, die 
zu einer grenzüberschreitenden Observation befugt sind, 
zum anderen die Behörde, die das Ersuchen um grenz- 
überschreitende Observation bewilligen kann oder ent- 
gegenzunehmen hat bzw. der die Observation in Eilfällen 
mitzuteilen ist. Die Vertragsparteien vom 19. Juni 1990 
haben diese Bezeichnung in Artikel 40 Abs. 4 und 5 des 
Schengener Übereinkommens von 1990 vorgenommen. 
Für Italien, Spanien und Portugal ist die entsprechende 
Bezeichnung in den jeweiligen Beitrittsübereinkommen 
enthalten. 

Artikel 3 bezeichnet das Ministerium, an das bei Benut- 
zung des justizministeriellen Geschäftsweges (Artikel 65 
Abs. 2 des Übereinkommens vom 19. Juni 1990) Ausliefe- 
rungs- und Durchbeförderungsersuchen zu richten sind. 

Nach den Artikeln 4 und 5 wird die Griechische Republik in 
den Beziehungen zu den Vertragsparteien des Überein- 
kommens von 1990 weder die von ihr zu den Artikeln 7, 18 
und 19 des Europäischen Auslieferungsübereinkommens 
vom 1 3. Dezember 1 957 noch die von ihr zu den Artikeln 4 
und 5 des Europäischen Übereinkommens über Rechts- 


hilfe in Strafsachen vom 20. April 1959 angemeldeten 
Vorbehalte anwenden. 

Artikel 6 und 7 beschäftigen sich mit der Ratifikation, dem 
Inkrafttreten und der Notifizierung sowie der Übermittlung 
der Vertragstexte. 

Schlußakte 

In der zu dem Beitrittsübereinkommen gehörenden Schluß- 
akte erklärt die Griechische Republik, daß sie sich die 
Schlußakte, das Protokoll und die gemeinsame Erklärung 
der Minister und Staatssekretäre, die bei der Unterzeich- 
nung des Übereinkommens vom 19. Juni 1990 unterzeich- 
net wurden, zu eigen macht, sich den darin enthaltenen 
gemeinsamen Erklärungen anschließt und die darin ent- 
haltenen einseitigen Erklärungen entgegennimmt Weiter- 
hin werden in der Schlußakte von den Vertragsparteien 
gemeinsame Erklärungen zu Artikel 6 des Beitrittsüber- 
einkommens, zu Artikel 9 Abs. 2 des Übereinkommens 
von 1990, zum Datenschutz, zu Artikel 41 des Überein- 
kommens von 1990 und zum Berg Athos angenommen. 
Schließlich nehmen die Vertragsparteien Erklärungen der 
Griechischen Republik zu den Beitrittsübereinkommen der 
Italienischen Republik, des Spanischen Königreiches und 
der Portugiesischen Republik, zur Rechtshilfe in Straf- 
sachen und zu Artikel 121 des Übereinkommens von 1990 
entgegen. 

Erklärung der Minister und Staatssekretäre 

Anläßlich der Unterzeichnung des Übereinkommens über 
den Beitritt der Griechischen Republik haben die Minister 
und Staatssekretäre politisch wirkende Erklärungen ab- 
gegeben, in denen die Unterzeichnung des Beitrittsüber- 
einkommens bestätigt wird und erklärt wird, daß zur Kennt- 
nis genommen wurde, daß der Vertreter der Griechischen 
Republik erklärt hat, sich der am 19. Juni 1990 durch die 
Minister und Staatssekretäre Belgiens, der Bundesrepu- 
blik, Frankreichs, Luxemburgs und der Niederlande abge- 
gebenen Erklärung und dem zum selben Zeitpunkt aus 
Anlaß der Unterzeichnung des Übereinkommens zur 
Durchführung des Übereinkommens von Schengen bestä- 
tigten Beschluß, denen die Regierungen Italiens, Portu- 
gals und Spaniens beigetreten sind, anzuschließen. Diese 
Erklärung ist in der Anlage zur Denkschrift abgedruckt. 
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Anlage 


Erklärung der Minister und Staatssekretäre 
Declaration des Ministres et Secretaires d’Etat 
AfjXoxrri xov Ynoupycjbv Kat xcov YcJnmoDpycbv 


Am sechsten November neunzehnhun- 
dertzweiundneunzig haben die Vertreter der 
Regierungen des Königreichs Belgien, der 
Bundesrepublik Deutschland, der Französi- 
schen Republik, der Griechischen Republik, 
der Italienischen Republik, des Großher- 
zogtums Luxemburg, des Königreichs der 
Niederlande, der Portugiesischen Republik 
und des Königreichs Spanien in Madrid das 
Übereinkommen über den Beitritt der Grie- 
chischen Republik zu dem am 19. Juni 1990 
in Schengen Unterzeichneten Übereinkom- 
men zur Durchführung des Übereinkom- 
mens von Schengen vom 14. Juni 1985 
zwischen den Regierungen der Staaten der 
BENELUX-Wirtschaftsunion, der Bundesre- 
publik Deutschland und der Französischen 
Republik betreffend den schrittweisen Ab- 
bau der Kontrollen an den gemeinsamen 
Grenzen, dem die Italienische Republik mit 
dem am 27. November 1990 in Paris Unter- 
zeichneten Übereinkommen sowie die Por- 
tugiesische Republik und das Königreich 
Spanien mit den am 25. Juni 1 991 in Bonn 
Unterzeichneten Übereinkommen beigetre- 
ten sind, unterzeichnet. 

Sie haben zur Kenntnis genommen, daß 
der Vertreter der Regierung der Griechi- 
schen Republik erklärt hat, sich der am 
19. Juni 1990 durch die Minister und Staats- 
sekretäre, Vertreter der Regierungen des 
Königreichs Belgien, der Bundesrepublik 
Deutschland, der Französischen Republik, 
des Großherzogtums Luxemburg und des 
Königreichs der Niederlande abgegebenen 
Erklärung und dem zum selben Zeitpunkt 
aus Anlaß der Unterzeichnung des Überein- 
kommens zur Durchführung des Überein- 
kommens von Schengen bestätigten Be- 
schluß, denen die Regierungen der Italieni- 
schen Republik, der Portugiesischen Repu- 
blik und des Königreichs Spanien beigetre- 
ten sind, anzuschließen. 


Le six novembre mil neuf Cent quatre- 
vingt-douze, les repräsentants des Gouver- 
nements du Royaume de Belgique, de la 
Räpublique föderale d’AHemagne, du 
Royaume d’Espagne, de la Räpublique 
frangaise, de la Räpublique hellänique, de 
la Röpublique italienne, du Grand-Duche de 
Luxembourg, du Royaume des Pays-Bas et 
de la Räpublique portugaise ont signö ä 
Madrid l’Accord d’adhäsion de la Räpubli- 
que hellenique ä la Convention d’applica- 
tion de l’Accord de Schengen du 14 juin 
1985 entre les Gouvernements des Etats de 
l’Union äconomique Benelux, de la Räpubli- 
que föderale d’Allemagne et de la Röpubli- 
que frangaise relatif ä la Suppression gra- 
duelle des contröles aux frontiäres com- 
munes, signöe a Schengen le 19 juin 1990, 
ä laquelle ont adhäre la Räpublique italien- 
ne par l’Accord signä ä Paris le 27 novem- 
bre 1990 et le Royaume d’Espagne et la 
Räpublique portugaise par les Accords si- 
gnes ä Bonn le 25 juin 1 991 . 


Ils ont pris acte de ce que le repräsentant 
du Gouvernement de la Republique hellöni- 
que a declarä s’associer ä la däclaration 
faite a Schengen le 19 juin 1990 par les 
Ministres et Secrötaires d’Etat reprösentant 
les Gouvernements du Royaume de Belgi- 
que, de la Räpublique fedörale d’Allema- 
gne, de la Räpublique frangaise, du Grand- 
Duchö de Luxembourg et du Royaume des 
Pays-Bas et ä la döcision confirmäe ä la 
meme date ä l’occasion de la signature de 
la Convention d’application de l’Accord de 
Schengen, däclaration et däcision aux- 
quelles se sont associäs les Gouverne- 
ments de la Röpublique italienne, du 
Royaume d’Espagne et de la Räpublique 
portugaise. 


Tt|v 6rj NoepßpCoo 1992, oi eicrcpöacöJtoi 
xcov Koßepvf|aecov xoo BaaiXefoo xoo 
Be^yfoo, xqg Opoo7iov5iaKt*|g AqpoKpaxCag 
xrjg reppavtag, xqg EAXqviKfig ArjpoKpa- 
x(ag, xoo BamXefoo xqg Icmavfag, xr|g TaX- 
Xucf|g AqpoKpaxCag, xv\q Ixa^ucfig Aqpo- 
Kpaxfag, xoo MeyäA .00 Aooköxoo xov 
Aoo^epßotipyoo, xoo BaaiXefoo xcov Kdxco 
Xcopcbv Kai xrjg ArjpoKpaxfag xr|g nopxoya- 
Aiag o7t£ypa\j/av axrjv MaSplxrj xrjv S-up^co- 
v(a npooxcopfjoecog xqg EÄAqviKfig Arjpo- 
Kpaxfag oxqv S'öpßaaq e(j>appoYfig xrjg 
Iop<J>cov{ag xov Schengen xrjg I4rjg Ioovfoo 
1985 pexa^ti xcov Koßepvfiaecov xcov 
Kpaxcöv xrjg OiKovopucfjg Evcbaecog Bene- 
lux, Trjg Opoa/covSiaicfig AqpOKpaxfag xqg 
reppavfag Kai xqg raXXucfig AqpoKpaxfag 
oxexiKä pe xrj axa5iaicf| Kaxäpynari xcov 
eX£yxcov axa koivö crövopa, t| orcofa vne- 
ypd<|>q axo Schengen xr|v 19rj Ioovfoo 1990 
oxqv 07K>(a rcpooex<t>pT|aav r| IxaXncr'j 
ArjpoKpaxla pe xrj Iop<j>cov{a tcoo orceypö<j>r| 
oxo napfai xqv 27t| Noepßpfoo 1990, Kai xo 
BaafXeio xrjg Iamvfag koi r\ AqpoKpaxfa 
xqg nopxoyaMag pe xig £up<|xov(eg nov 
o7teyp6<f>r|oav axqv Bövvq xtjv 25t| Ioovfoo 
1991. 

feXaßav D7iö\jrr} öxi o £K7tp6öamog xqg 
Koßepvfjaecog xqg EAlrivncfjg ArjpoKpaxfog 
Stfjtaüoe öxi aoppexSjcei oxr]v Sttycoan q 
orcofa 6yive axo Schengen xr|v 19q Ioovfoo 
1990 ajtö xoog orcoopyotig Kai ocjnmoopyo'ög 
xcov Koßepviaecov xoo BaaiXefoo xoo 
BeÄyfoo, Tqg OpoarcovSiaicfig AqpoKpaxtag 
xt|g Teppavfag, xqg rocAAncfig AqpoKpaxfag, 
xou Mey&Xoo Aooköxoo xoo Aoo^ep- 
ßo^pyoo Kai xoo BaaiXefoo xcov Kdxco 
Xcopcbv KaOcbg koi pe xt|v a7iö<j>aoq 7100 
e7aßeßaid)0r|K£ xqv (5ia qpepopqvfa, eiteo- 
KaipCa xr|g o/ioypa^fig xr|g lopßdaecog 
e<jKxppoyfjg xrjg Iop<|KDv{ag xoo Schengen, 
SilAxocrri Kai a7i6<|>aar| ong 07io(eg 
aoppex^coov oi Koßepvl^aeig xrjg IxaXucfig 
AqpoKpaxfag, xoo BaaiXeloo xr|g IOTiavfag 
koi xrjg AqpoKpaxfag xqg nopxoyaXCag. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen;“. 

Begründung 

Die Zustimmung des Bundesrates ist gemäß Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, weil durch die 
Artikel 6, 7, 22, 23, 25 Abs. 1 , Artikel 37, 38, 39 ff. (polizei- 
liche Zusammenarbeit, soweit die Polizei der Länder be- 
troffen ist), Artikel 48 ff. (Rechtshilfe in Strafsachen, soweit 


sie von den Behörden der Länder vollzogen wird - vgl. 
insbesondere Artikel 53 Abs. 4), Artikel 57 (Auskünfte im 
Rahmen der Vorschriften über das Verbot der Doppel- 
bestrafung), Artikel 59 ff. (Auslieferung, soweit die Vor- 
schriften von Landesbehörden vollzogen werden - vgl. 
insbesondere Artikel 65 Abs. 2), Artikel 70 (Mitarbeit von 
Vertretern von Landesbehörden in der Arbeitsgruppe 
Betäubungsmitttel) und Artikel 77 ff. (Vollzug des Waffen- 
rechts) des Schengener Übereinkommens vom 19. Juni 
1990 das Verwaltungsverfahren von Landesbehörden 
geregelt und diese Regelungen nunmehr erweitert 
werden. 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung, daß das 
Gesetz der Zustimmung des Bundesrats bedarf. Das 
Beitritts-Übereinkommen enthält selbst keine Regelung 
des Verwaltungsverfahrens der Länder im Sinne des Arti- 
kels 84 Abs. 1 GG; es führt lediglich zu einer Erweiterung 
des Geltungsgbereichs der im Schengener Überein- 
kommen von 1990 enthaltenen Verfahrensregelungen auf 
die beitretende Griechische Republik. Dieser Sachverhalt 
stellt keinen - eine Zustimmungsbedürftigkeit des Geset- 
zes auslösenden - „erneuten Einbruch in die Verwaltungs- 
zuständigkeit der Länder“ dar (BVerfGE 75, 108, 153). 
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